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Verlegung von Christian Klar nach Schwalmstadt! 


Willkürmaßnahme revidieren | 


An den Minister der Justiz in Hessen 
Herrn Rupert von Plottnitz 
Hessisches Ministerium der Justiz 
Postfach 3169 
D-65021 Wiesbaden 

Morscheid, den 23.11.98 
Sehr geehrter Herr von Plottnitz, 

Sie haben erneut die Aufnahme meines 
Sohnes Christian Klar in der JVA Schwalm- 
stadt abgelehnt. 

Wir fassen das als ein weiteres Zeichen 
auf, meinem Sohn jegliche Perspektiv zu 
versagen, und leider ist es nur eine der vie- 
len Maßnahmen, die meinen Sohn in den 
16 Jahren der Haft begleiten. 

Es reicht immer noch nicht, daß er 7 Jah- 
re in Isolationshaft zubringen mußte, die 
weiteren Jahre nur wenige Änderungen 
brachten und von Normalvollzug keine Re- 
de sein kann. Es reicht nicht, daß immer 
noch Besuchsgespräche von zwei Beamten 
mitgeschrieben werden (und jedermann die 


Protokolle später in einer Wochenzeitung 


nachlesen kann). 
Hier lebt eine rückwärtsgerichtete, auf Un- 
versöhnlichkeit programmierte Politik, die 
sich an alte Vorgaben der Bundesanwalt- 
schaft hält. Ein vor 20 Jahren zurechtge- 
zimmertes Feindbild wird gegen jede Ver- 
nunft verteidigt (Rebmann: „Die werden in 
den Gefängnissen verschwinden.“). 

Eine starre Haltung dieser Art ist auch im 
Hinblick auf die politische Entwicklung der 
letzten Zeit für immer mehr Menschen 
nicht nachvollziehbar. 

Wir fordern Sie auf, die Entscheidung zu 
revidieren. 


Christa Klar 

Auch im Namen von: 

Vreni Lauterbach, Margarete Mohnhaupt, 
Elisabeth Haule, Martha Barabaß und Erna 
Wagner 


Presseerklärung der Verteidigerinnen und Verteidiger 


Akustische Überwachung der 
Gefangenen aus der RAF beenden ! 


Als Verteidiger der RAF-Gefangenen Rolf- 
Clemens Wagner, JVA Schwalmstadt, Rolf 
Heißler, JVA Frankenthal, Christian Klar, 
JVA Bruchsal, Eva Haule, JVA Frankfurt, 
und Brigitte Mohnhaupt, JVA Aichach, for- 
dern wir die beteiligten Landesjustizmini- 
sterien und das Bundesjustizministerium 
auf, jegliche akustische Überwachung der 
Besuche unserer Mandanten einzustellen. 
Bei Sieglinde Hofmann, JVA Köln, ist diese 
Maßnahmen nach über 18 Jahren aufgeho- 
ben worden. 

Während die baden-württembergischen 
und bayerischen Behörden seit Jahren Chri- 
stian Klar und Brigitte Mohnhaupt mit In- 
terviewverboten belegen und so eine aut- 
hentische Information der interessierten 
Öffentlichkeit verhindern, spielt jetzt das 


Bundeskriminalamt manipulierte Be- 
suchsüberwachungsprotokolle dem Maga- 
zin Focus zu. 

In einem Artikel in der Ausgabe 36/98 
schlachtet das Magazin die „streng vertrau- 
lichen Uberwachungsprotokolle“ unter 
dem Titel „RAF - Depressive Terroristen“ 
aus. Die wörtliche Wiedergabe eines an- 
geblichen Dialogs zwischen Christian Klar 
und einem Besucher beweist, daß die Über- 
wacher diese Gespräche in den Besuchsräu- 
men zusätzlich heimlich mit 'lonträgern 
mitschneiden. 

Der ganze Vorgang zeigt auf seine Weise 
anschaulich die Situation der betroffenen 
Gefangenen. 

Seit ihrer Verhaftung, und das gilt für al- 


le Gefangenen aus der RAF ist es Dauerzu- == 


Monika Haas zu fünf Jahren Gefängnis verurteilt 


„. weder RAF- noc 
Geheimdienstfrau“ 


Am 16. November ging der langwierige Pro- 
zeß gegen Monika Haas in Frankfurt zu En- 
de. Monika Haas wurde zu fünf Jahren ver- 
urteilt, davon hat sie die Hälfte der Zeit ab- 
gesessen, der Rest wurde auf Bewährung aus- 
gesetzt. Wirdokumentieren ein Interview, das 
Katja Leyrer für die jungle World (25.11.) mit 
Monika Haas führte. 


Das Gericht glaubt, daß Sie im Oktober 1977 
die Waffen für die Landshut-Entführung von 
Algier nach Mallorca geschmuggelt haben. 
Wo waren Sie zu diesem Zeitpunkt? 
Ichhabe 1977 in Aden im Jemen gewohnt. 
Im September und Oktober litt meine da- 
mals kaum ein Vierteljahr alte Tochter an 
einer schweren Durchfallerkrankung, was in 
diesem Alter und bei den tropischen Ver- 
hältnissen dort sehr gefährlich ist. Der be- 
handelnde Arzt hat meine Aussage be- 
stätigt, wurde aber nicht als Zeuge geladen. 


Die Ankläger behaupten, Sie seine dennoch - 


ee ee 


= stand für sie, daß bei den Besuchen jede 


Auberung überwacht, protokolliert und 
nach „Erkenntnissen“ ausgewertet wird. Of- 
fenes und spontanes Reden, ganz zu schwei- 
gen von der Aussprache über Probleme, ist 
so nicht möglich. Bei jedem Satz ist den Ge- 
fangenen bewußt, daß er benutzt werden 
kann. Im Fall der Focus-Veröffentlichung 
kommt die Verfälschung und öffentliche 
Ausschlachtung dazu. 

Gleichzeitig sind die Besuche aber der 
einzige direkte Kontakt zu den Menschen, 
die ihnen nahestehen. Wie unendlich 
schwierig es ist, unter solchen Bedingungen 
und über diese Zeiträume - z.B. Christian 
Klar ist seit 16 Jahren in Haft, Rolf Heißler 
bald 20 Jahre - Beziehungen am Leben zu 
halten, kann man sich vielleicht vorstellen. 

Wir haben deshalb Strafanzeigen gegen 
die beteiligten Mitarbeiter des BKA, der be- 
teiligten LKAs, die beteiligten Anstaltsleiter 
und Journalisten von Focus gestellt. Nicht 
weil wir uns davon ihre Bestrafung erhoffen, 
vielmehr muß die akustische Besuchsüber- 
wachung jetzt aufhören. 

(...) 

Rechtsanwalt Schwinghammer 

Für Anwältinnen und Anwälte 

Roswitha Maul, Anke Brenneke-Fggers, 
Heike Krause, Martin Heining, Ingo 
Schmitt-Reinholzt, Jürgen Schneider, 
Günther Specht, Andreas Groß und Gerd 
Klusmeyer 
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und zwar mit dem Kind - gereist, 

um die Waffen zu überbringen. 
Das ist eine völlig absurde, le- 

bensfremde Argumentation. 


Haben Sie eine Erklärung dafür, 
warum man Sie trotzdem verur- 
teilt hat? 

Die Behörden haben wohl ein 
recht großes Interesse daran, 
daß die Umstände der Schleyer- 
und Landshut-Entführungen 
nicht mehr grundlegend unter- 
sucht werden. Da wären wohl 
noch einige Schlampereien, die 
damals im Kompetenzwirrwarr 
passiert sind, ans Licht gekom- | 
MEN. 


Das klingt nach Geheimdienst- 
garn und Verfolgungswahn. 

Deshalb werden solche Zu- 
sammenhänge auch oft nicht 
ernst genommen. Ich gestehe 
allerdings zu, daß ich vor eini- E 
gen Jahren auch nicht daran ge- 
glaubt hätte. 

Die Geschichte begann Anfang der acht- 
ziger Jahre mit einem Gerücht aus Stasi- 
Kreisen. Das MfS vermutete einen westli- 
chen Agenten in den Reihen der Palästi- 
nensischen Befreiungsfront PFLP der aktiv 
an Aktionen beteiligt war. Möglicherweise 
gab es ja eine solche Person wirklich. 


Wie wurden verdächtigt, diese Agentin zu 
sein. 

Diese Vermutung tauchte in Stasi-Papie- 
ren auf. Es begann 1976 mit dem Mossad- 
Vorwurf, später hieß es mal, ich arbeite für 
BKA und BND. Die Entstehung dieses 
Gerüchtes hat mit einer wahren Begeben- 
heit zu tun: Ich war im Januar 1976 am Ran- 
de an einer palästinensischen Aktion betei- 
ligt, indem ich einen Kurierauftrag über- 
nommen habe. Ich sollte einen Brief nach 
Nairobi bringen, bin aber bereits am Flug- 
hafen festgenommen und verhört worden. 
Nach drei Tagen wurde ich wieder zurück- 
geschickt mit dem Auftrag, jemanden in ei- 
ne Falle zu locken. Das habe ich selbstver- 
ständlich nicht getan, aber alleine die Tat- 
sache, daß ich nach drei Tagen wieder 
zurückgeschickt wurde, hat in manchen 
Kreisen wildeste Spekulationen ausgelöst. 
Mitte der siebziger Jahre haben Sie als RAF- 
Sympathisantin gegolten. 

Ja, ich habe in den Komitees gegen Folter 


an politischen Gefangenen mitgearbeitet, 
RAF-Gefangene im Gefängnis besucht und 
mich gegen deren Sonderhaftbedingungen 
engagiert. Ich war zu dieser Zeit wirklich 
Sympathisantin der RAF, weil ich damals 
der Meinung war, daß man auf die struktu- 
relle Gewalt, mit der wir konfrontiert waren, 
mit Gegengewalt antworten müsse. 


Sind Sie während der Verhöre in Nairobi ge- 
foltert worden? 

„Gefoltert“ finde ich als Ausdruck über- 
trieben, aber ich bin nicht gerade sehr nett 
behandelt worden. Es war für mich eine Er- 
fahrung, bei der mir klar wurde, daß die 
Form des bewaffneten Kampfes etwas ist, 
dem ich nicht gewachsen bin. 


Was haben Sie seit 1982 in Deutschland ge- 
macht? 

Ich war anfangs sozialhilfeberechtigt. 
Später habe ich als laxifahrerin gejobbt - 
nachts, um am Tag für die Kinder sorgen zu 
können. Als sie etwas größer waren, habe ich 
wieder im Büro gearbeitet. Das war ja mein 


Beruf. 


Wann sind Sie zum ersten Mal verhaftet wor- 
den? 

Im März 1992. Da war ich als Verwal- 
tungsangestellte im Einkauf der Frankfur- 
ter Universitätsklinik tätig. 


Der Haftbefehl wurde damals sehr schnell 
aufgehoben. 

Nach sechs Wochen. Das war eine wich- 
tige Entscheidung, die den Anklagevertre- 
tern sehr weh getan haben muß, und zwar 
nicht nur in meinem Fall, sondern auch in 
anderen Fällen. Mit meinem Verfahren war 
versucht worden, Stasi-Akten als beweis- 
kräftig zu etablieren. Und das ist mit dem 
damaligen Urteil des Bundesgerichtshofes 
zunichte gemacht worden. 


/weieinhalb Jahre später wurden Sie aber er- 
neut verhaftet. 

Ja, im November 1994. In der Zwi- 
schenzeit hatte die BAW an die hundert 
Zeugen vernommen und mit allen Mitteln 
versucht, den Beweiswert dieser Akte wie- 
derherzustellen, und erst, als das nicht ge- 
lungen war, hat man sich Souhaila Andra- 
wes in Oslo vorgeknöpft. Sie hat sehr wi- 
dersprüchlich ausgesagt, aber das ist igno- 
riert worden. 


Hatten Sie diese erneute Verhaftung erwar- 
tet? 

Ich war nicht überrascht. Ich habe ja Zei- 
tung gelesen und wußte, daß gegen mich er- 
mittelt wird, und auch, daß Andrawes be- 
fragt werden sollte, ob Deutsche an der Ent- 
führung der „Landshut“ beteiligt waren. Ich 
hatte auch gelesen, daß ihr die Kronzeu- 
senregelung angeboten worden war. Es war 
ein bißchen naiv von mir zu glauben, es sei 
kein Problem zu beweisen, daß ich das nicht 
war. Außerdem hatte ich ein Interesse dar- 
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Bundesweite Akti 


an, daß sämtliche Gerüchte endlich geklärt 
werden. Leider ist eine Aufklärung über die 
Hintergründe aber eher verhindert worden. 


Hat man versucht, Sie als Kronzeugin zu ge- 
winnen? 

Ja. Mit der Anklageerhebung hat man mir 
die Kronzeugenregelung erläutern wollen. 
Ich habe nachgefragt bei der BAW, wie sie 
sich das denn vorstellt, weilich über die Din- 
ge, die sie interessieren könnte, keine Kennt- 
nis habe. Diese Frage wurde mir leider nicht 
beantwortet. 


Haben Sie 1994 erwartet, zweieinhalb Jahre 
in Untersuchungshaft verbringen zu müssen? 

Nein. Die Dimension war mir damals 
nicht klar. 


Während des Verfahrens war zu befürchten, 
daß gegen Sie sogar noch mehr als fünf Jahre 
Haft verhängt werden. Die Ankläger hatten 
zehn Jahre gefordert. 

Das war zuerst schr zu befürchten. Ur- 
sprünglich zielte die Anklage auf lebens- 
länglich. 


Haben Sie während dieser Zeit manchmal 
daran gedacht abzutauchen? 

Nein, ich kann mir wirklich nicht vorstel- 
len, irgendwo versteckt im Exil zu leben und 
von meiner Familie getrennt zu sein. Und 
außerdem: Den Gefallen hätte ich der Bun- 
desanwaltschaft nicht getan. 


Haben Sie während des Verfahrens Unter- 
stützung in Frankfurt bekommen? 


Am 29. Oktober 1998 hat der Pennsylvania 
Supreme Court den Berufungsantrag von 
Mumia Abu-Jamal zur Wiederaufnahme sei- 
nes Verfahrens abgelehnt. 


Während sein Anwaltsteam die nächsten 
juristischen Schritte vorbereitet, kann es in 
den kommenden Wochen sein, daß der 
frisch wiedergewählte republikanische Gou- 
verneur des US-Bundesstaates Pennsylva- 
nia, Thomas Ridge, wie schon 1995 den 
Hinrichtungsbefehl unterschreibt. Inner- 
halb einer Frist von 60 Tagen wird er dann 
nach Unterzeichnung einen Hinrichtungs- 
termin festsetzen. Laut Rechtsanwalt 
Weinglass ist die Verteidigung vorbereitet, 
die Aussetzung der Hinrichtung vor einem 
Bundesgericht zu beantragen. Dieser An- 
trag braucht öffentlichen politischen 
Druck, der sich schon jetzt, vor Unter- 
zeichnung des Hinrichtungsbefehls, entfal- 
ten sollte, um wie 1995 in einer internatio- 
nalen Kampagne unterstützend für Mumia 
Abu-Jamal wirken zu können. 

Der frühere Black Panther und Radio- 
journalist, der durch seine beiden Bücher ,.... 
aus der lodeszelle“ und „Ich schreibe, um 
zu leben“ international auch als Autor be- 
kannt geworden ist, war am 9. Dezember 
1981 verhaftet und 1982 wegen Polizisten- 


Ja, ich habe einen großen Freundeskreis. 
Meine Kinder wurden unterstützt, als ich in 
U-Haft war, und es gibt sehr viele Leute, die 
sich um die Offentlichkeitsarbeit geküm- 
mert haben. Ohne diese Solidarität wäre 
vieles schr viel schwerer gewesen. 


Die RAF-Gefangenen haben, während Sie in 
Untersuchungshaft waren, eine öffentliche 
Erklärung verfaßt, in der sie bezeugten, daß 
Sie mit dieser Sache nichts zu tun haben. 

Sie wußten, daß ich mit bewaffneter Po- 
litik der RAF und PFLP nichts konkret zu 
tun hatte. Ich habe mich auch darüber ge- 
freut, weil damit klargestellt wurde, daß an 
den Verratsgeschichten nichts dran war. 
Daß ich zwar keine RAF-Frau war, aber eben 
auch keine Geheimdienstfrau. 


Wie geht es jetzt weiter? 

Ich habe Revision eingelegt. Ich bin der 
Meinung, daß das Urteil nicht haltbar ist. 
Jetzt müssen wir auf die schriftliche Ur- 
teilsbegründung warten - das wird etwa ein 
halbes Jahr dauern. 


Und privat? 

Ich brauche dringend Arbeit und Geld. 
Ich bin inzwischen hoch verschuldet und 
benötige zumindest übergangsweise Jobs 
und Aushilfstätigkeiten. Ich halte ja meinen 
Anspruch auf meine Arbeitsstelle bei der 
Universitätsklinik aufrecht, aber ob dem 
stattgegeben wird, wird sich auch erst nach 
der Revision entscheiden. Man hat mir 
gekündigt, weil ich angeblich dem Ruf der 
Universitätsklinik schade ... 


mordes zum Iode verurteilt worden. Seit 
Jahren kämpft er für ein neues Verfahren 
und hat dabei die Unterstützung einer welt- 
weiten Kampagne, für die sein Fall ein 
Brennpunkt des Kampfes gegen den Rassis- 
mus und für die Abschaffung der Todes- 
strafe ist. 

Die Unterdrückung entlastender Bewei- 
se, die Vorverurteilung durch Gericht und 
Staatsanwaltschaft, rassistische Motive bei 
der Auswahl der Geschworenen und das völ- 
lige Versagen seines damaligen PHlichtver- 
teidigers sind nur die wesentlichsten Grün- 
de für den 1995 zum ersten Mal gestellten 
Wiederaufnahmeantrag. Die Fakten, die 
sein Verteidigungsteam zusammengetra- 
gen hat, belegen, daß der Prozeß mit rassi- 
stischen Motiven gegen einen politisch ver- 
haßten Schwarzen Aktivisten geführt wur- 
de. Sie sind so umfangreich, daß sie ein 
300seitiges Buch füllen. 

Diese Fakten würden jeder öffentlichen 
Überprüfung standhalten und unweigerlich 
zur Freilassung Mumia Abu-Jamals führen. 
Die Richter des Obersten Gerichtshofes von 
Pennsylvania haben trotzdem alle von der 
Verteidigung vorgetragenen neuen Beweise 
als „unglaubhaft“ verworfen. Damit haben 
sie Gouverneur Ridge den Freibrief in die 
Hand gegeben, seine Drohung wahr zu ma- 
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Wieder einmal hat uns der Oberste Ge- 
. richtshof von Pennsylvania gezeigt, wie die 
‚ beste Gerechtigkeit aussieht, die das Geld 
. der „Polizeigewerkschaft“ Federal Order 
‚ Police kaufen kann. Der Oberste Ge- 
. richtshof ist zum Würgegriff des Todes 
. zurückgekehrt, indem er geltende Rechts- 
. sätze sowie seine eigene Rechtsprechung 
‚ und fundamentale Grundsätze der Ge- 
‚ rechtigkeit bei der Entscheidung un- 
. berücksichtigt ließ und mit dieser Ent- 
- scheidung, einer Bestätigung der Auffas- 
; sung von Richter Sabo, das unverbrüchli- 
; che Vertrauen in die Staatsanwaltschaft 
‚ einmal mehr bewiesen. 

: Es kann von Fairneß keine Rede sein, 
wenn das Richtertribunal teilweise von der 
: FOP bezahlt wird, und der damalige 
. Staatsanwalt jetzt als Richter im Tribunal 
= sitzt. Wollte man trotzdem dies als fair be- 
‚ zeichnen, so wäre der Begriff „faires Ver- 
‚ fahren“ genauso hohl wie das Wort „Ge- 
‚ rechtigkeit“. Wie Richter Sabo selbst sag- 


OAO 


EEE teneran roerne neno onore noro rere tenores ro teeren ro rere etere re reroror ns 


ERROR RER 


DRESDEN ESEL? 


chen und unverzüglich einen neuen Hin- 
richtungsbefehl zu unterzeichnen. Für Mu- 
mia Abu-Jamal bedeutet diese Unterzeich- 
nung, daß er danach sofort in die „Phase II“ 
im lodestrakt verlegt wird, wo er weder per- 
sönliche Habe besitzen noch Besuch emp- 
fangen darf. 

Die Entscheidung über die Wiederauf- 
nahme des Verfahrens von Mumia Abu-Ja- 
mal und über sein Leben ist eine politische 
“ntscheidung. 

ls ist daher wie 1995 zwingend notwen- 
dig, massiven Druck auf die US-amerikani- 
sche Regierung und Justiz auszuüben. Die 
Scheinheiligkeit des Anspruches der US-Po- 
litik, weltweit im Namen der Menschen- 
rechte zu intervenieren, wird insbesondere 
durch die Haftbedingungen und den Voll- 
zug der staatlich legitimierten Morde in den 
USA selber offenbar. 

1988, im 50. Jahr der am 10.12.1948 ver- 
abschiedeten UN-Menschenrechtser- 
klärung, ist von amnesty international die 
zunehmende Anwendung der Todesstrafe 
in den USA kritisiert und im Oktober eine 
weltweite Kampagne gegen Menschen- 
rechtsverletzungen in den USA gestartet 
worden. 


Gegen die Ablehnung des Wiederaufnah- 
meverfahrens und die nun drohende er- 
neute Unterzeichnung des Hinrichtungs- 
befehls gab es spontane Protesterklärungen 
an Gouverneur Ridge und Präsident Clin- 
ton sowie Aktionen in mehreren Ländern: 
In der BRD forderten neben Privatperso- 
nen u.a. Gewerkschaften wie die IG Medi- 
en und der DGB Offenburg sowie die Ver- 
einigung der Vertolgten des Naziregimes Ba- 
den-Württemberg die sofortige Aufhebung 
des Todesurteils. Wie in diesem Jahr wollen 
die VeranstalterInnen der Rosa-Luxem- 


burg-Konferenz auch 1999 Mumia Abu-Ja- 
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Eine Stellungnahme 
aus der Todeszelle 


von Mumia Abu-Jamal, SCI- 
Greene, Waynesburg, Pennsylvania 


Der Oberste Gerichtshof hat in den letz- 
ten Monaten mehrere, objektiv betrachtet, 
unhaltbare 'lodesurteile bestätigt. Dabei 
haben sie sowohl alle entlastenden Bewei- 
se ignoriert sowie klare Fälle von Ge- 
schworenenbeeinflussung absichtlich 
übersehen, und sich geweigert, Fälle, in de- 
nen die Inkompetenz der Verteidiger zu 
Tage getreten sind, zur Kenntnis zu neh- 
men und diese 'Iatsachen bei der Ent- 
scheidung zu berücksichtigen. Es handelt 
sich hier um eine von der FOP am Vor- 
abend der Kongreßwahlen gekaufte politi- 
sche Entscheidung. Dies zeigt den Hang 
des Gerichts zum Makabren. 
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ATUISNAACEN 
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mal als Referenten für den 9. Januar nach 
Berlin einladen. 

In mehreren Städten der BRD fanden 
Kundgebungen vor US-amerikanischen 
linrichtungen statt. Auf einer Veranstal- 
tung in Berlin zur Menschenrechtsdeklara- 
tion, zu der amnesty international Berlin- 
Brandenburg aufgerufen hatte und die u.a. 
von der Liedermacherin Bettina Wegener 
unterstützt wurde, wurden 150 Unter- 
schriften gesammelt und von 80 Leuten 
beim US-Konsulat abgegeben. 

Auch von Aktivitäten in Frankreich, in 
den Niederlanden, in Südafrika und den 
USA erreichten uns Nachrichten. 


Das Bundestreffen der Mumia Abu-Jamal 
Unterstützungskomitees ruft aus Anlaß des 
Tages der Menschenrechte - und weil am 9. 
Dezember für Jamal das 18. Jahr seiner Haft 
beginnt - für den 5.-12. Dezember 1998 zu 
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Ich finde es schade, daß dieses Gericht _ 
sich nicht auf die richtige Seite der Ge- ; 
schichte gestellt hat. Dies ist jedoch keine . 
Überraschung für mich. Jedesmal, wenn ; 
unsere Nation an einem Scheideweg in der : 
Rassismusfrage stand, entschied sie sich ; 
stets für den Weg der Kompromisse und ; 
des Verrats. ; 

Am 29. Oktober 1998 hat der Oberste : 
Gerichtshof von Pennsylvania ein kollekti- į 
ves Verbrechen begangen: Er hat den juri- _ 
stisch vorgeschriebenen Weg ignoriert, ein į 
faires Verfahren abgewürgt und Gerech- 
tigkeit mit den Füßen getreten. Aber auch _ 
nach diesem juristischen 'lodesurteil - mit : 
leichter Hand getroffen - bleibe ich un- į 
schuldig. Fin Gericht kann einen un- ; 
schuldigen Menschen nicht für schuldig | 
erklären. Jede gesetzliche Anwendung von { 
Ungerechtigkeit ist ungerecht. ; 

Der rechtmäßige Kampf für das Leben, . 
Freiheit und Gerechtigkeit muß weiterge- | 
hen. ; 
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bundesweiten Aktionstagen auf. 
Wir rufen dazu auf, sich in diesen lagen 
durch Beteiligung an Veranstaltungen und 
anderen Aktivitäten sowie Unterschriften- 
saınmlungen und Protestfax- und -bricfak- 
tionen gegen die Unterzeichnung des Hin- 
richtungsbefehls, für die sofortige Wieder- 
aufnahme des Verfahrens, für die Freilas- 
sung von Mumia Abu-Jamal und für die Ab- 
schaffung der "Todesstrafe einzusetzen. 


Keine Unterzeichnung des 
Hinrichtungsbefehls! 
Aufhebung des rassistischen 
Todesurteils gegen Mumia Abu-Jamal 
und unverzügliche Freilassung! 
Abschaffung der Todesstrafe! 


(Flugblatt der Kampagne-Gruppe Mumia Abu-Ja- 
5 pas PP 
mal, Bremen) 


... in Bremen und Oldenburg 


8.12., 20.00 Uhr: Informationsveranstal- 
tung mit Ulf Panzer, Jurist aus Hamburg, zur 
aktuellen Situation von Mumia Abu-Jamal 
Bremen, DGB-Haus, Am Bahnhofplatz 22, 
Clara-Zetkin-Saal, 1. Stock. 

Die Veranstaltung wird unterstützt von IG 
Medien, Bezirk Bremen 


10.12, 20.00 Uhr: Politik und Kultur. Lesung 
von lexten Mumia Abu-Jamals mit Leila 
Haas, (Performerin, Wiesbaden) mit Saxo- 
phonbegleitung durch Karl-Martin Matt 
(Musiker, Offenburg) 

Oldenburg, Gaststätte „Zur Sonne“, Son- 
nenstr. 50 


11.12., 20.00 Uhr: Politik und Kultur, wie 
10.12. 

Bremen, Neues Kommunikationszentrum, 
Bernhardstr. 12 


F 


An den 

Präsidenten der USA 
Herrn Bill Clinton 
Weißes Haus 
Washington, DC 

Tel. 001- 202 -456-1111 
Fax 001 - 202 - 456 - 246] 
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Seit 1992 sitzt Mumia Abu-Jamal in der To- 
deszelle in den USA. 

Seit 1995 strebt er ein gerichtliches Wieder- 
aufnahmeverfahren an. 

Am 29.10.1998 hat der Oberste Gerichtshof 
von Pennsylvania seinen Antrag auf Wieder- 
aufnahme des Verfahrens abgelehnt. Nun 
droht die angekündigte Unterzeichnung des 
Hinrichtungsbefehls durch den Gouverneur 
von Pennsylvania, Thomas Ridge, und die Fest- 
setzung eines neuen Hinrichtungstermins. 
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Kopien der Krotestsehreiben, oder Nitteilungen dazu, an, Kampagne Mumia Abu-lama GO kostiach 1.2 


In Hamburg sind für die Aktionstage 
folgende Aktionen geplant: 


5.12.: „Alsterlauf“ für Mumia Abu-Jamal 
Treffpunkt/ Start: Jungfernstieg 11.30 Uhr 
Ziel: US-Konsulat, Kundgebung und So- 
undsystem (SISTARS und ROOTS COM- 
MANDMENT) 


8.12, 19.00 Uhr,. Film: „Hinter diesen Mau- 
ern. Der lange Kampf für das Leben und die 
Freiheit von Mumia Abu-Jamal“. Informa- 
tion zur aktuellen Situation 

HWP Von-Melle-Park, Café Knallhart 


10.12. Tausend 'Iransparente für Mumia, 
HamburgerInnen zeigen Flagge gegen die 
lodesstrafe 


11.12, 19.00 Uhr, .Infoveranstaltung im So- 
zialen Zentrum 


Norderstedt, Ulzburgerstr. 6a 


strittenen Schnellverfahren für die Tötung ei- 
nes Polizisten schuldig gesprochen und zum 
Tode verurteilt, weil er als ehemaliger Black 
Panther polizeibekannt und als politisch enga- 
gierter schwarzer Journalist der Polizei und 
Law & Order Politikern ein Dorn im Auge war. 
1995 hatte Gouverneur Ridge schon einmal ei- 
nen Hinrichtungstermin festgesetzt. Fine in- 
ternationale Unterstützungskampagne er- 
reichte damals eine Aussetzung der Exekuti- 
on. 

Seit Jahren haben seine Anwälte für einen 
Wiederaufnahmeantrag Fakten zusammenge- 
tragen, die zweifelsfrei beweisen, dab die Ma- 
nipulationen im Verfahren gegen Jamal von ci- 
ner rassistischen Auswahl der Geschworenen 
über Unterschlagung von Enntlastungsmateri- 
al bis hin zur Einschüchterung und Aussage- 
erpressung von ZeuglInnen reichen. Dies läßt 
nur den einen Schluß zu: 


Die Entscheidung über die Wiederaufnah- 


5095 Bremen, lel. (07.21) >> 


OR 


19.30 Uhr: Lesung aus Mumias Bücher mit 
der Schauspielerin Leila Haas, begleitet von 
dem Saxophonisten Karl-Martin Matt 
Haus 3, Hospitalstr. 5, 20359 Hamburg 


Kontakt: 
Kampagne Mumia Abu-Jamal, c/o Archiv 92 
e.V., Postfach 150323, D-28093 Bremen, 


Tel. (04 21) 35 40 29, Fax (04 21) 35 39 18 


Solidaritätsbündnis für die Freiheit von 
Mumia Abu-Jamal 

B5, Brigittenstr. 5, 20359 Hamburg, 
Fax: (0 40) 43 18 90 38 
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Das Todesurteil gegen Mumia Abu-Jamal muß aufgehoben werden! 


ä 
; 
i 
; 
ä 
me des Verfahrens von Mumia Abu-Jamal und 4 
übers ein Leben ist eine politische Entschei- & 
dung. i 
Der als „Stimme der Unterdrückten“ inzwi- ® 
schen weltweit bekannte Journalist kämpft ge- ® 
gen den allgegenwärtigen Rassismus in den 
USA. Seine Stimme überwindet immer wieder 
auch die Mauern der Todeszelle und stößt da- ' 
bei auf heftigen Widerstand derjenigen, die 5 
ihn mit allen Mitteln endgültig zum Schwei- ; 
gen bringen wollen. g 
Dieser Justizmord muß verhindert werden! § 
Wir, die UnterzeichnerInnen dieses Aufrufs, 4 
fordern Sie deshalb auf: $ 
Veranlassen Wie die sofortige Aufhebung & 
des rassistischen Todesurteils gegen Mumia ® 
Abu-Jamal, veranlassen Sie seine unverzügli- * 
che Freilassung und die Wiederaufnahme des . 
Verfahrens vor einem Gericht außerhalb Penn- . 
sylvanias! N 
3 

$ 

ä 

ä 

ä 

3 

3 
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Ein Brief von Genossen aus dem Gefangenenkollektiv Wotta Sitta 


Für die Befreiung von Unterdrückung 
und kapitalistischer Ausbeutung 


Liebe Genossinnen, liebe Genossen, 

als revolutionäre kommunistische Gefan- 
gene richten wir unseren Gruß an den 
Kampf des „Komitees für das Ende der ‚Ad- 
ministrativ-Haft“ von Ramallah in Palästi- 
na. 

Die ‚Administrativ-Haft‘ ist eine repressi- 
ve Waffe, die direkt von den zionistischen 
Militärs kommt. 

Sie bedeutet Verhaftung und Einkna- 
stung der Militanten der palästinensischen 
Widerstandsbewegung ohne Beweise oder 
einen Prozeß; die Anordnung der ‚Admini- 
strativ-Haft kann bis zu sechs Monate be- 
tragen und für unbegrenzte Zeit verlängert 
werden. 

Die ‚Administrativ-Haft‘ und der vom ‚is- 
raclischen‘ Supreme Court autorisierte 
„maßvolle physische Druck“ (womit in der 
Praxis die FOLTER legalisiert wurde) sind 
nicht hauptsächlich ein Ausdruck der Grau- 
samkeit des Wesens des Zionismus, noch 
die Behauptung seiner Unersetzbarkeit als 
Garant der Interessen des Imperialismus in 
diesem Gebiet (der ihm aus vollen Händen 
jede Art von Unterstützung und Deckung 
spendet) noch des Verrats durch die Kom- 
plizenschaft der ANP von Mr. Arafat (es ist 
bestimmt kein Zufall, daß Tausende von 
Administrativ-Haft Gefangene fast aus- 
schließlich Gegner des ‚Abkommens von 
Oslo sind...). 

Sie stellen vor allem eine Verfeinerung der 
Repressionsinstrumente dar und die Ent- 
wicklung. der Konterrevolutionären zionisti- 
schen Strategie, die der aktuellen Phase des 
/usammenstobes angepaßt wurde, der in 

Palästina durch eine radikale Kritik und ei- 
nen Kampf der Massen gegen die ‚Verträge 
von Oslo‘ gekennzeichnet ist, die von neu- 
em die Unterdrückung festgeschrieben ha- 
ben und immer unerträglichere Lebensbe- 
dingungen für die Proletarier und das palä- 
stinensische Volk geschaffen haben. 

Diese ‚Verträge von Oslo‘ - ein Produkt des 
imperialistischen Golfkriegs - wurden als 
notwendige Befriedung Palästinas präsen- 
tiert, begleitet von einer hämmernden Me- 
dienkampagne, angestimmt vom Imperia- 
lismus. In Wirklichkeit bedeuten sie für die 
Proletarier und den palästinensischen Wi- 
derstand ‚Administrativ-Haft’; Legalisie- 
rung der Folter; die Existenz weiterer 5.000 
politischer Gefangenen (die selbst von ‚Is- 
racl zugegeben wurden) denen die ele- 
mentarsten Rechte zum Überleben in den 
Gefangenenlagern und zionistischen Knä- 
sten verweigert werden; Planung und 
Durchsetzung von zig zionistischen Kolo- 
nisierungen, verbunden mit dem Vorhaben 
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einer militärischen Kontrolle der Verwal- 
tungsgebiete der ANP 

Und das in einem Rahmen, in dem ‚Isra- 
el Abkommen schließt und bedrohliche mi- 
litärische Manöver mit der Armee des fa- 
schistischen türkischen Staates durchführt; 
die konterrevolutionäre Triangel USA - ‚Is- 
rael - Türkei gegen alle antiimperialisti- 
schen Kampfprozesse in diesem Gebiet 
festigt und offen damit droht, im Konflikt- 
fall die Atombombe gegen die benachbar- 
ten Völker zu benutzen. 


Die Verschärfung und die kontinuierliche 
Anpassung der konterrevolutionären Re- 
pressionsinstrumente zeigen sowohl in Palä- 
stina als auch in jedem anderen Teil der Er- 
de die VERTIEFUNG des KLASSEN- 
KRIEGES zwischen internationalem Prole- 
tariat und imperialistischer Bourgeoisie. 

Die materielle Basis dieses Prozesses be- 
steht natürlich nicht in der besonderen 
Grausamkeit dieser oder jener Form der Un- 
terdrückung und Ausbeutung, 

Es ist die Größe und Tiefe der Krise der 
kapitalistischen Produktion, die überall die 
Bewegungsspielräume strukturell reduziert 
hat, sowohl die ökonomisch strategischen, 
wie auch die politischen der Staaten. 

In der aktuellen Phase des Neoliberalis- 
mus ist jeder 'leil der Erde von „vitalem In- 
teresse“ für die verschiedenen imperialisti- 
schen Fraktionen und überall werden die re- 
volutionären Bewegungen, Proletarier und 
Völker angegriffen, wird versucht sie zu ver- 
kleinern und zu zersplittern. 

Das Modell der präventiven Konterrevo- 
lution ist die Form, in der die Bourgeoisie in 
bezug auf das Kräfteverhältnis mit dem pro- 
letarischen Antagonismus auf die Krise rea- 
giert, in dem sie kontinuierlich ihre An- 
griffsmethoden der revolutionären Bewe- 
gung und der Klasse anpaßt, um das Ver- 
dichten des Antagonismus und der revolu- 
tionären Initiative präventiv zu bekämpfen. 

Keinem Kampf darf es gelingen die Haup- 
tinteressen des Proletariats, die der Bourge- 
oisie entgegengesetzt sind, dauerhaft aus- 
zudrücken. 

In diesem Sinne bedeutet die Anwendung 
dieses Modells gegen jeden Ausdruck des 
politischen Kampfes der Klasse zuallererst 
seinem Anwachsen vorzubeugen und es zu 
verhindern, egal auf welchem Niveau er sich 
manifestiert. 

In ihrer Strategie der präventiven Konter- 
revolution hat die imperialistische Bourge- 
oisie nicht als Hauptziel, die „Straftaten“ zu 
bekämpfen, sondern die Identität der ant- 
agonistischen und revolutionären Klasse zu 


zerbrechen und zu zerstören. 

Imperialismus ist Konterrevolution. Jeder 
imperialistische Staat muß sein Gewaltmo- 
nopol verteidigen, in dem jeglichen politi- 
schen Wert des proletarischen Widerstan- 
des und der revolutionären Kämpfe negiert. 

Schließlich setzt er wahrhaftige konterre- 
volutionäre Kampagnen in Gang, in dem er 
alle seine Apparate zur ideologischen Ver- 
giftung, zur Repression und zur „Absorbie- 
rung“ aktiviert, um jede Solidarität, jede Or- 
ganısierung und jedes revolutionäres Klas- 
senbewußtsein zu zerstören. 

Im Innern eines wahren psychologischen 
Krieges (der sich nach ’89 auf das „Ende des 
Kommunismus“ und auf das „Ende der Ge- 
schichte“ stützte) wird jeder Kampf und je- 
der Widerstand, der sich um die Verände- 
rung der herrschenden Verhältnisse dreht - 
sowohl national, wie auch international - in 
die Kategorie „lerrorismus“ eingeordnet 
und jede Fraktion der imperialistischen 
Bourgeoisie wurde in diesem tödlichen 
Kampf gefestigt. 

Nicht zufällig haben die G7-Staaten die- 
sem Thema einen ganzen Gipfel - den von 
Lyon - gewidmet und auf Befehl des G7 + 
I von Toronto, lief vor einem Jahr das bru- 
tale Morden an den Genossen der MRTA, 
die die japanische Botschaft in Lima besetzt 
hatten. 


Auf internationalem Niveau hat die präven- 
tive Konterrevolution in der Beziehung Re- 
volution / Imperialismus eine bestimmte hi- 
storische Schwelle erreicht, in der sie For- 
men annimmt, die sich unausweichlich in 
jede Realität ausdehnen. 

Jeder imperialistische Staat hat seine ei- 
genen konterrevolutionären Praktiken, er- 
probt in den explosivsten Punkten des Klas- 
senkrieges. Es reicht ein kleiner Überblick, 
um sich das bewußt zu machen: 

In den USA, der Bastion der internatio- 
nalen Konterrevolution, sind die Program- 
me gegen die antiimperialistischen Bewe- 
gungen und unterdrückten Nationalitäten 
schon immer besonders grausam gewesen. 
Von der „Hexenjagd“ der 50er Jahre über das 
COINTELPRO bis hin zum „Neuen Ge- 
setzesprojekt gegen die Kriminalität (Crime 
Bill)“, das auf einer Massenkriminalisierung 
basiert: Erweiterung des T.ebenslänglich auf 
mehr Delikte, lebenslänglich für den, der 
drei mal dieselbe Straftat verübt, Auswei- 
tung der lodesstrafe und Verkürzung der 
Zeit bis zu ihrer Vollstreckung. 

In Chiapas, wo der Staat vortäuscht mit 
den Aufständischen der Zapatisten zu ver- 
handeln, militarisiert er mit seiner Armee 


die ganze Region und belagert die Dörfer 
der Indios, während der „Berater“ USA Auf- 
standsbekämpfungseinheiten und parami- 
litärische Gruppen aus Kollaborateuren or- 
sanisiert, um die Massenrebellion der Indi- 
os zu vernichten. Es sind gerade diese para- 
militärischen Formationen, die unter dem 
Schutz der Polizei, des Militärs und der 
staatlichen Autorität die indigene Bevölke- 
rung bedrohen, terrorisieren, Verhaftungen 
und Massaker an ihr durchführen, um ihre 
Kampfkraft und ihre Einheit zu bedrohen. 

In Peru hat der Henker Fujimori - das 
‚Wunderkind des Neoliberalismus‘ - ange- 
sichts eines bevorstehenden Bürgerkrieges 
die Maske der Legalität abgeworfen, in dem 
er die Vernichtung der politischen Gefan- 
genen und eine Politik des Krieges verfolgt, 
die sein Vorgänger - der „Sozialist“ Garcia - 
angefangen hat. Er schickte Panzer um das 
Parlament zu schließen, er installierte Mi- 
litärtribunale, wo vermummte Richter hun- 
derte von Jahren Knast austeilten und Ge- 
nossen und Proletarier oft Lebenslänglich 
bekamen ohne eine Möglichkeit sich zu ver- 
teidigen, er hat seine Exekutive mit dikta- 
torischen Befugnissen ausgestattet und 
gleichzeitig Gesetze zu den ‚Pentiti‘ erlas- 
sen. 

In der Türkei hat der faschistische Staat 
gegen die kurdische Revolution und die tür- 
kische revolutionäre Bewegung ein Regime 
des Terrors, der Zensur, der Verbannung 
und der Repression (durch das Gesetz Nr. 
413) legalisiert. 

Im Herzen des „zivilen Europas“ verfol- 
sen die imperialistischen Staaten eine fast 
einheitliche konterrevolutionäre Politik, um 
den revolutionären Bewegungen und denen 
der Befreiung‘der unterdrückten Völker in 
Frankreich, Belgien, Spanien, Nordirland... 
entgegenzuwirken: Gesetze, Gerichte und 
Spezialknäste; Folter, Isolation und Zer- 
splitterung der revolutionären Gefangenen; 
„lodesschwadrone“ zur Ermordung der Mi- 
litanten der Widerstandsbewegungen und 
der revolutionären Organisationen. 

In Deutschland entwickelte der Staat sei- 
nen Angriff auf die antagonistische Bewe- 
gung durch den großzügigen Gebrauch des 
Art. 129a (durch den sehr, sehr viele Ge- 
nossen angeklagt wurden), der dem Vertas- 
sun gsschutz einen Blancocheque für die Re- 
pression gegen jeden ausstellt, der sich ge- 
gen die herrschenden Verhältnisse organi- 


siert, wobei er alles daransetzt, Solidarität 
und Widerstand zu vernichten, noch ehe sie 
sich entwickeln und ausdehnen kön- 
nen. (...) 

Und selbst in Italien, angesichts ei- 
ner tiefen Verwurzelung der Metropo- 
lenguerrilla und einer autonomen Be- 
wegung der Klasse, hat die präventive 
Konterrevolution in den letzten Jahr- 
zehnten ein Niveau erreicht, daß sie 
ein Fxportschlager wurde. 

Italien hat die grausigste Repression 
(Massenverhaftungen, Folter, Spezial- 
knäste, geplante Exekutionen - wie in 
dervia Fracchia* ...) mit einem äußerst 
raffiniertem System von „Wiederein- 
gliederung“ verbunden (Gesetze zu 
den ‚Dissociati’, zu den ‚Pentiti‘ ... bis 
hin zu den regelmäßigen Kampagnen 
zu Straferlässen und Amnestien, die 
vom Staat und seinen Lakaien betrie 
ben wurden). 


In Westeuropa wurde in Anwesenheit einer 
verwurzelten und tortgeschrittenen revolu- 
tionären Bewegung und einer Metropolen- 
guerrilla, die fähig war, die Kriegs- und Re- 
strukturierungsprojekte der Imperialisten 
anzugreifen und auseinanderzunehmen, 
wahre Internationalisierungsprozesse der 
Machtbeziehungen und der Repressions- 
modelle entwickelt, die von den verschie- 
denen imperialistischen Staaten in Gang 
gesetzt wurden. 

Es wurde eine wahre Zentralisation der 
Repression im Innern der supranationalen 
Organismen festgeschrieben, in dem auf 
höchstem Niveau die Strategien der präven- 
tiven Konterrevolution gegen das europäi- 
sche Metropolenproletariat konsolidiert 
wurden. 

Dieser Prozeß wurde in den 70er Jahren 
durch die Bildung der TREVI-Gruppe (Ko- 
ordinierung der präventiven und repressi- 
ven Politik der europäischen Staaten) und 
durch die ‚Anti-lerrorismus‘-Kommission 
der NATO entwickelt. 

Weitergeführt wurde er in den 80er Jah- 
ren mit der Aktualisierung der TREVI- 
Gruppe und den Abkommen von Schengen 
(die den Euro-Rassismus gegen Immigran- 
ten und Flüchtlinge institutionalisieren), 
womit in der Konterrevolutionären Integra- 
tion der europäischen imperialistischen 
Bourgeoisie die Jagd auf „innere“ und 


„äußere Feinde“ startet. 

Auf der Achse TREVI - Schengen wird je- 
ner Europäische Rechtsraum entwickelt, 
der u.a. die konterrevolutionäre Funktion 
haben soll, die Bevölkerung zu kontrollie- 
ren, durch eine vollständige Datenbank, 
durch computerisierte Identifikation, 
durch die Neudefinierung des politischen 
Verbrechens, die Prozedur der Auslieferung 
und die Aufhebung des Asylrechts. 

Mit „Maastricht“ schließlich ist seit den 
90er Jahren der Weg für die Bildung einer 
gemeinsamen Polizei - Europol - offen und 
TREVI, das Netz der Polizeikooperation, 
wurde als Instrument der größten Repressi- 
on in allen Ländern der Europäischen Uni- 
on perfektioniert. 


... und Widerstand in Chiapas 


In der Vertiefung des Klassenkrieges, in dem 
sich das internationale Proletariat und die 
imperialistische Bourgeoisie gegenüber ste- 
hen sind die Stufen der präv ‚entiven Kom 
terrevolution, die der Imperialismus in 
Gang setzt nicht konjunkturell mit diesem 
oder jenem „Ernstfall“ verbunden, der in 
den verschiedenen Teilen der Erde eintritt. 

Die präventive Konterrevolution ist jetzt 
schon ein stabiler Faktor im Machtkampf 
zwischen den Klassen auf internationalem 
Niveau und wo auch immer die Schwelle 
liegt, die sie erreicht, kennzeichnet sie einen 
‚Point of no Return‘ und paßt sich immer 
wieder neu an. 

is gibt also keinen größeren Fehler, zu 
denken, daß die verschiedenen „Ernstfälle“ 
die die politisch-repressive Konterrevoluti- 
on in Italien seit Jahren skandieren, eine Iat- 
sache an sich wären. 

Und nichts ist entwaffnender für das Pro- 
letariat als die Serie der Litaneien über das 
„Ende des Zyklus“, über die „Zäsur und hi- 
storische Aufarbeitung“, die „Notausgän- 
ge“ mit jenen „guten Geistern“. Und 
Schweine der schlimmsten Sorte versu- 
chen, das Erbe der Kämpfe und das revolu- 
tionäre Wissen auseinanderzutreiben, das 
im Feuer des Zusammenstoßes zwischen 
der Klasse und der Macht aufgebaut wurde. 

Um die Befreiung der revolutionären Ge- 
fangenen auf diesem 'lisch zu spielen, ist 
einfach eine konterrevolutionäre Operati- 
on. 


Die Befreiung der revolutionären Gefan- 
genen ist streng verbunden mit dem Kampf 
gegen die Strategien der präventiven Kon- 
terrevolution, deshalb ist und bleibt sie 
IMMER unverzichtbares Ziel für das inter- 
nationale Proletariat. Aber gleichzeitig darf 
sie nicht die Achse sein, um die sich seine 
revolutionäre Perspektive der Eimanzipati- 
on und Befreiung dreht. 

Jeder Revolutionär und jeder antagonisti- 
sche Proletarier weiß, daß die Repression 
niemals aufhört, ieden (und überall), der 
sich organisiert und gegen die heutigen Zu- 
stände kämpft zu vernichten, durch De- 


nunziation, Entlassungen, Zusammen- 
schlagen, Schließung der politischen 


(Handlungs)Räume, Verhaftungen, Knast, 
Isolation ... bis hin zur Folter, zu Ermor- 
dungen und „staatlichen Selbstmorden“. 

Das ist der Grund, warum der besondere 
Kampf gegen die Repression und für die Be- 
freiung der revolutionären Gefangenen 
nichts anderes sein kann, als der Kampf für 
die Befreiung von Unterdrückung und ka- 
pitalistischer Ausbeutung. Und deshalb 
wurde er für die Verstärkung seiner Kräfte 
und Fähigkeiten, Fortschritte im Innern des 
Machtzusammenstoßes zwischen Revolu- 
tion und Imperialismus zu machen, inter- 
nationalısiert. 

Deshalb gehört unsere ganze internatio- 
nalistische Solidarität allen Gefangenen in 
‚Administrativ-Haft‘ in Palästina und allen 
revolutionären Gefangenen auf der ganzen 
Welt, die gegen die Isolation und die Be- 
dingungen der physischen und psychischen 
Vernichtung kämpfen, der sie unterworfen 
sind. Sie gehört allen revolutionären Ge- 
fangenen, die für die Verteidigung und die 
Entwicklung ihrer revolutionären Identität 
und für Befreiung kämpfen. 


FREIHEIT FÜR AHMED QOATAMESH 
UND FÜRALLEPALÄSTINENSISCHEN 
GEFANGENEN IN ‚ADMINISTRATIV- 
HAFT’! 


FREIHEIT FÜR MUMIA ABU -JAMAL 
UND FÜR ALLE REVOLUTIONÄREN 
GEFANGENEN AUF DER GANZEN 
WELT! 


„Solidarität ist die Zärtlichkeit der Völker“ 
(Che) 

SOLIDARITÄT IST EINE WAFFE! 

| April 1998 
Einige Genossen des kommunistischen Ge- 
fangenenkollektivs ‚Wotta Sitta’ 


| Anm. d. Red.: Am 28. März 1980 stürmten die 
Carabinieri nach einem Hinweis des „reuigen“ Ex- 
BR-Militänten Patricio Peci eine Basis der BR in 
der via Fracchia in Genua. Die Anweisung des Ca- 
rabinieri-Generals Dalla Chiesa lautete: Keine Ge- 
fangenen. Vier Militante der BR wurden erschos- 
sen. Es waren Lorenzo Betessa (Antonio), Anna 
Maria Ludmann (Cecilia), Riccardo Dura (Rober- 
to), und Piero Panciarelli (Pasquale). 
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Andrea Wolf — Ronahi - Internationalistin 
der Frauenarmee des Freien Frauen- 
verbandes in Kurdistan — wurde von 

türkischen Sicherheitskräften ermordet 


Andrea, unsere Genossin und Freundin, wur- 
de am 22.10.1998 in der Provinz Catak im 
Norden Kurdistans bei einer Operation der 
türkischen Armee von Sicherheitskräften ge- 
fangengenommen und anschließend Br 
richtet. 


Nach einem von der Volksbefreiungsfront 
ERNK veröffentlichten Augenzeugenbe- 
richt gehörte Andrea zu einer Einheit von 
39 KämpferInnen. Bei dem Gefecht zwi- 
schen der türkischen Armee und der Volks- 
befreiungsarmee Kurdistans ARGK wurden 
24 Freundinnen getötet. Andrea fiel mit 
zehn anderen Kämpferinnen und Kämpfern 
lebendig in die Hände des Feindes. 20 Mi- 
nuten wurden sie verhört. Als die Soldaten 
hörten, daß Andrea Deutsche ist, wurde sie 
kaltblütig mit den Worten: Sie wird uns ge- 
nauso viel Arger bereiten wie Kani (Kani ist 
der Codename der Genossin Eva Juhnke, 
die wegen Mitgliedschaft in der Arbeiter- 
partei Kurdistans PKK im September 98 in 
Van zu 15 Jahren Haft verurteilt worden ist) 
erschossen. Drei Tage später fand die Gue- 
rilla die Leiche von Andrea und den ande- 
ren Freundinnen, die in der Gefangenschaft 
ermordet wurden, und begrub sie in den 
Bergen. 

Andrea war cine Rerelütionärin, Mit 
ihrem Leben und ihrem Kampf trug sie da- 
zu bei, Lösungen für die dringenden Pro- 
bleme der Menschheit zu finden. Dafür 
wurde sie von den Herrschenden gehaßt 
und immer wieder verfolgt. 

Andreas Geschichte ist eng verknüpft mit 
der Geschichte der Linken in der BRD der 
letzten 20 Jahre. Seit Anfang der 80er Jahre 
war sie politisch aktiv. Sie beteiligte sich an 
Hausbesetzungen und am Widerstand ge- 
gen die Wiederaufbereitungsanlage in 
Wackersdorf. 

Immer wieder war Andrea auf der Straße, 
treibende Kraft in Auseinandersetzungen 
und Organisationsprozessen. Sie war am 
Aufbau revolutionären feministischen Wi- 
derstands ebenso beteiligt wie an weiteren 
politischen Initiativen und sozialen Kämp- 
fen. Die Zusammenlegung und die Freilas- 
sung der Gefangenen aus der RAF und dem 
antiimperialistischen Widerstand, das Zu- 
sammenfließen der Kämpfe weltweit, das 
war ihr ein direktes Anliegen. 

Der Staat ließ nichts unversucht, um And- 
rea wieder und wieder in die Enge zu trei- 
ben. Der Spitzel Steinmetz wurde in die 
Linke im Rhein-Main-Gebiet eingeschleust 
und hatte auch Kontakt zu Andrea und ih- 
rer Gruppe. Durch seinen Verrat wurde 
Wolfgang Grams in Bad Kleinen erschos- 


sen, Birgit Hogefeld wurde festgenommen. 

Andrea war von diesem Ereignis und den 
gesamten Konsequenzen sehr erschüttert. 
Im Anschluß versucht man, ihr eine Betei- 
ligung an dem Anschlag der RAF auf den 
Knast ın Weiterstadt anzuhängen. Fin er- 
neutes Komplott gegen sie. Denn Andrea 
war zur Zeit dieses Anschlages in Mittela- 
merika. Andrea war mehr als unbequem für 
den Verfassungsschutz, denn sie machte öf- 
fentlich, daß Steinmetz und somit auch der 
Verfassungsschutz von Weiterstadt vorher 
gewußt hatten. Ihre WG, ihr gesamtes Um- 
feld wurde zu kriminalisieren versucht, ei- 
nige sollten zu Aussagen erpreßt werden, 
Freundinnen kamen in Beugehaft. Zu ihrer 
Zeugenvorladung ist Andrea nicht erschie- 
nen. Sie wollte erstmal die Situation in si- 
cherer Entfernung neu einschätzen und be- 
werten, denn eine Verhaftung und eine län- 
gere Haftstrafe gegen sie erschien ihr sicher. 

Nachdem man einige Briefe von ihr an 
GenossInnen abgefangen hatte, eröffnete 
die Bundesanwaltschaft (BAW) ein neues 
Ermittlungsverfahren gegen sie und andere 
Freundinnen. Jetzt wegen angeblichen Auf- 
baus einer „neuen terroristischen Vereini- 
gung, nach dem Vorbild der RAF“, „orien- 
tiert an der Strategie der PKK“ 

Andrea hatte sich schon lange vor der Zu- 
spitzung der Repression entschlossen, nach 
Kurdistan zu gehen, um dort für einige Zeit 
am Befreiungskampf teilzunehmen. Sie be- 
teiligte sich als Internationalistin in der 
Frauenarmee der YAJK. Doch so sehr sie den 


kurdischen Befreiungskampf auch lieben 
lernte, so war es ihr Ziel, nach Europa 
zurückzukommen, um am Aufbau revolu- 
tionärer Politik mitzuarbeiten. Sie wollte Er- 
fahrungen über die Organisationsprozesse 
der kurdischen Revolution sammeln und ih- 
re Erfahrungen aus den Kämpfen hierin Eu- 
ropa an die kurdische Befreiungsbewegung 
weitergeben. 

Daß der Verfassungsschutz daraus „mi- 
litärisches Training für eine Terrororganisa- 
tion in der BRD“ macht, ist dabei seine Lo- 
gik. In revolutionären Prozessen überall auf 
der Welt zu lernen, hat jedoch eine ganz an- 
dere Dimension, als ein paar Waffen bedie- 
nen zu können. 

Die Presse hat viel veröffentlicht über 
Andreas Tod, das meiste davon sind Lügen. 
Natürlich schreibt sie nichts darüber, wofür 
Andrea gekämpft hat. In den letzten Wo- 
chen sind viele unserer Genossinnen gefal- 
len oder verwundet worden. Die Türkei und 
die mit ihr verbündeten Staaten, allen vor- 
an Israel und die USA, blasen erneut zum 
großen, letzten Vernichtungsschlag gegen 
die PKK. Doch es ist ein Angriff auf alle Völ- 
ker des Mittleren Ostens. (...) 

Nicht einmal die Bundesregierung und 
mit ihr die bundesdeutsche Presse hat die 
Tatsache, daß Andrea hingerichtet wurde, in 
Zweifel gezogen. Längst ist es zur Norma- 
lität geworden, daß gefangene Guerillas von 
der türkischen Armee gefoltert, vergewaltigt 
und ermordet werden. Guerilleras sprengen 
sich vielfach selbst mit Handgranaten in die 
Luft, weil sie wissen, daß sie in den Händen 
des Feindes Schlimmeres erwartet als der 
Tod. Auch das ist bekannt und vielfach do- 
kumentiert. Die von seiten der PKK unter- 
schriebene Genfer Konvention ist für das 
türkische Regime nur ein Lappen Papier, das 
es mit Füßen tritt. Selbst die gröbsten Ver- 
letzungen des Menschen- und Völkerrechts 
der Türkei hält jedoch die deutsche Bun- 
desregierung nicht davon ab, das Regime in 
Ankara und den schmutzigen Krieg weiter 
zu unterstützen. 

Es ist an uns, dagegen Druck auf der 
Straße und überall aufzubauen. Andrea hat 
einen Weg aufgezeigt, wie der Kampf gegen 
Krieg und Faschismus geführt werden kann. 
Andrea ist gefallen. Sie war eine Kämpferin. 
Aufgeben war nie ihre Sache. Staat zu la- 
mentieren, hat sie gehandelt. Sie wußte, daß 
nur, wer sich auf Widersprüche einläßt und 
riskiert, Fehler zu machen, neue Erfahrun- 
gen machen und aus ihnen lernen kann. 


Unsere Aufgabe ist, Andreas Kraft weiterle- 
ben zu lassen, ihren Mut, ihre Entschlos- 
senheit, ihre Liebe für die Menschheit und 
für den Freiheitskampf der Völker weiter- 
zutragen. 


Es lebe die internationale Solidarität 


Aufregung um Öcalan — 
Einstieg in eine politische 


Lösung für Türkei-Kurdistan? 


Beim Besuch des italienischen Ministerprä- 
sidenten D’Alema in Bonn hat Schröder am 
27.11. bekräftigt, Bonn wünsche keine Aus- 
lieferung des PKK-Vorsitzenden in die BRD. 
Dieser solle in Italien vor ein „internationales 
Gericht“ gestellt werden. Für die kurdische 
Seite ist die Erklärung enttäuschend. Zwar 
hatteder PKK-Vorsitzendeam Vortagin Rom 
erklärt, er fürchte kein faires Gericht. Aber ein 
Einstieg in einen politischen Verhandlungs- 
prozeß über die kurdische Frage ist weiter 
nicht in Sicht. Ein Gerichtsverfahren ist kein 
Schiedsgericht. Der folgende Beitrag von 
Rechtsanwalt Eberhard Schultz, den wir hier 
dokumentieren, wurde vordem D’Alema-Be- 
such fertiggestellt. 


Nach wochenlangen Spekulationen, wosich 
der aus Syrien vertriebene PKK-Vorsitzende 
Ocalan aufhalten könnte, überschlugen 
sich nach seiner Ankunft in Rom am 12.11. 
die Meldungen über hektische Aktivitäten 
von Polizei, Justiz und Diplomatie vieler 
Länder. Hierbei schälen sich die ersten kon- 
kreten Ergebnisse heraus, auch wenn das 
weitere Schicksal des 49jährigen PKK-Füh- 
rers noch ungewiß ist. 

Wer die Tausende von Kurdinnen und 
Kurden gesehen hat, die von ihrem Exil in 
Westeuropa, USA oder Australien nach 
Rom gepilgert waren, das Militärkranken- 
haus beim Colosseum mit einer Mahnwa- 
che und einem Hungerstreik belagerten, um 
ihre Forderung nach Freiheit und einen po- 
litischen Status für Ocalan zu bekräftigen, 


15.000 Kurdinnen und Kurden demonstrierten am 27.11. in Bonn 


_ 


dem war schnell klar: Erledigt ist diese PKK 
noch lange nicht, wie dies wieder einmal 
voreilig gemeldet worden war. Unter denen, 
die trotz eisiger Kälte auch nachts auf dem 
Platz ausharrten, der von den italienischen 
Unterstützern inzwischen in „Piazza Kurdi- 
stan“ umbenannt wurde, sah man übrigens 
eine Reihe von Kurden, die bisher aus ihrer 
Distanz zur PKK keinen Hehl gemacht hat- 
ten. Auch sie brachen in unbeschreiblichen 
Jubel aus, als der römische Rechtsbeistand 
Ocalans, der Kollege Saraceni, Abgeordne- 
ter der Grünen im Parlament, am Freitag, 
den 20.11., auf einer internationalen Pres- 
sekonferenz auf dem Platz die Nachricht 
von der Freilassung Ocalans überbrachte. 
Das Berufungsgericht hatte im Rahmen 
des Auslieferungsverfahrens entschieden, 
daß Ocalan nicht mehr gefangen zu halten 
ist. Seitdem residiert er in einem Domizilin 
Ostia in der Nähe der Küste, bewacht von 
Spezialeinheiten der italienischen Polizei 
und seinen Leibwächtern aus wohl begrün- 
deter Furcht vor Racheakten türkischer 
Spezialkommandos, „Rachebrigaden“, wie 
vor wenigen Monaten noch bei dem feigen 
Anschlag auf den Vorsitzenden des türki- 
schen Menschenrechtsvereins IHD Akin 
Birdal. Wollte nicht das türkische Militär so- 
gar Ocalans wegen einen Krieg gegen Syri- 
en führen? Zeigte nicht das regierungsnahe 
türkische Fernsehen Soldaten, denen auf 
die Frage, was sie tun würden, wenn sie 
Ocalans habhaft würden, antworteten: Ihn 


„zerstückeln“?! Daß die Türkei unter sol- =% 


(Bild) für eine politi- 
sche Lösung der kurdischen Frage, weitere Tausende gingen am gleichen Tag in Ham- 
buzrg und Straßburg auf die Straße. Am 21.11. hatten 5.000 Menschen in Hamburg ge- 
gen eine Auslieferung von Ocalan in die Türkei oder in die BRD protestiert. Dabei wur- 
de auch der von der türkischen Armee hingerichteten Andrea Wolf gedacht. (Seite 10) 


Unsere gefallenen Revolutionärinnen und 
Revolutionäre sind unsterblich 


November 1998 
Kurdistan Solidarität Hamburg 
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chen Umständen nicht ernsthaft erwarten 
kann, Italien würde Ocalan ausliefern, ver- 
steht sich von selbst, auch falls man dort die 
Todesstrafe tatsächlich seinetwegen ab- 
schaffen würde (ergänzt wurde dieser Vor- 
schlag übrigens von einem angesehenen 
Kommentator eines großen Massenblattes 
um die Idee, die Todesstrafe anschließend 
sofort wieder einzuführen ...'). 

Ebenso eindeutig müßte eigentlich die 
Entscheidung der italienischen Behörden 
über den Antrag Öcalans auf einen politi- 
schen Status nach der Genfer Flüchtlings- 
konvention sein. Ist doch die Asylge- 
währung etwa des Attentäters auf den rus- 
sischen Zaren das klassische Vorbild unse- 
res modernen Asylrechts. Und doch scheut 
sich der türkische Justizminister nicht, öf- 
fentlich zu verkünden: „Wenn Rom Ocalan 
politisches Asyl gewährt, dann macht sich 
Italien zu einem 'lerrorstaat.“ („Spiegel“, 
48/98, S. 38). 

Aber auch die Anerkennungals politischer 
Flüchtling würde seine Auslieferung nach 
Deutschland nicht ausschließen. Ezistiert 
doch hier seit 1990 ein Haftbefehl wegen 
des Verdachts der Beteiligung an einem Tö- 
tungsdelikt an einem Kurden in Deutsch- 
land und der „Rädelsführerschaft in einer 
terroristischen Vereinigung innerhalb der 
PKK“, aufgrund dessen ( koli in Rom fest- 
und zunächst in v orläufiger Auslieferungs- 
haft genommen wurde. Nachdem allerdings 
bisher formal kein Antrag auf Auslieferung 
gestellt wurde, ist die Situation unklar und 
widersprüchlich: 

Beim Generalbundesanwalt hat man den 
Haftbefehl inzwischen um mehrere 'Tö- 
tungsdelikte von Kurden an Kurden in der 
Zeit vom Sommer 1954 bis Oktober 1987 
sowie die Anschläge auf türkische Einrich- 
tungen 1993 (und damit eine erneute an- 
sebliche „Rädelstührerschaft in einer terro- 
ristischen Vereinigung“ auf deutschem Bo- 
den, $129a des Strafgesetzbuchs) erweitert 
und öffentlich erklärt, man wolle die Aus- 
lieferung in aller Form vorbereiten. 

Andererseits hat die Bundesregierung die 
politische Entscheidung darüber, ob ein 
Auslieferungsantrag tatsächlich gestellt 
wird, was innerhalb einer Frist von 40 Tagen 
stattfinden müßte. Am 20.11. 1998 wurde 
eine Erklärung des Regierungssprechers ver- 
breitet sowie die Bereitschaft der Bundesre- 
gierung erklärt, ein deutsches Ausliefe- 
rungsersuchen zurückzustellen, die Chan- 
cen der Entwicklungen, die insbesondere 
durch Äußerungen des italienischen Mini- 
sterpräsidenten eingeleitet worden sein 
können, auszuloten sowie die Bereitschaft 
der Bundesregierung „konstruktiv an allen 
Lösungsansätzen mit-(zu)wirken, die dem 
Terrorismus seinen Nährboden entziehen 
und dadurch .. zu seiner wirksamen 
Bekämpfung beitragen“ zu wollen (Er- 
klärung des Regierungssprechers vom 
20.11.1998). 

Diese vorläufige Zurückstellung des for- 
mellen Auslieferungsersuchens stieß in der 
Türkei und den USA auf geharnischten Pro- 
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test, in Italien 
auf Unver- 
ständnis. Die 
Medien be- 
richten über- A 
wiegend nach 
dem Motto: 
„Keiner will 
ihn haben“. 

Demge- 
senüber birgt 
der kühne 
Schachzug des 
PKK-Vorsit- 
zenden, sich 
gezielt auf den 
Boden einer 
westeuropäl- 
schen Demokratie und eines G-7-Staates zu 
begeben, nicht nur die Chance einer Inter- 
nationalisierung des Konflikts, wie selbst 
klügere Vertreter des türkischen Establish- 
ments erkannt haben. Die Stimmen, die for- 
dern, die historisch einmalige Chance zu 
nutzen, um endlich ernsthafte Schritte für 
eine politische Lösung des Krieges in Kur- 
distan zu nutzen, mehren sich. So heißt es 
etwa in einem Schreiben des „Appells von 
Hannover“: 

„Es ist allein die militärische Starrheit, der 
blutige Kontrapunkt der türkischen Regie- 
rung, die die Annahme dieser zutiefst hu- 
manen Friedensinitiative verweigert, deren 
Zurückweisung nun Herrn Öcalan auf dem 
Weg in das europäische Exil gebracht hat: 

Die Regierung Italiens und die interna- 
tionale Staatengemeinschaft sollte sich des- 
sen bewußt sein, daß es Herr Generalse- 
kretär Öcalan ist, der am verbindlichsten 
den weiteren erfolgreichen Weg für eine zi- 
vile und friedliche Lösung des Kurdenpro- 
blems garantiert. Bleibt diese Sache allein 
in den Händen des Militärs der Türkei und 
des Nationalen Sicherheitsrates, so wird nie- 
mals Frieden einkehren und sich die bluti- 
se Spur des Krieges in eine zivilgesell- 
schaftliche neue Wirklichkeit verwandeln.“ 

Diese Lösung ist nicht nur politisch an- 
gezeigt, sondern auch juristisch durchaus 
machbar, worauf selbst aus CDU-Kreisen 
hingewiesen wurde. So sieht § 153d Straf- 
prozeßordnungausdrücklich vor, ein von der 
Strafverfolgung bei politischen Straftaten 
(namentlich also dem Vorwurf nach § 129a) 
abzusehen, „wenn die Durchführung des 
Verfahrens die Gefahr eines schweren Nach- 
teils für die Bundesrepublik Deutschland 
herbeiführten würde oder wenn der Verfol- 
gung sonstige überwiegende öffentliche In- 
teressen gegenüberstehen“. (...) 

Nun ist zwar die deutsche Justiz berüch- 
tigt für gnadenlose Verfolgung ihrer politi- 
schen Gegner auch noch nach Jahrzehnten, 
eine Neuauflage des Mammutverfahrens 
vor dem Düsseldorfer Oberlandesgerichts 
gegen PKK-Anhänger wegen des Vorwurfs 
des § 129a und von Tötungsdelikten (die 
Hauptverhandlung dauerte viereinhalb Jah- 
re) wäre aber von vornherein mit noch 
schwereren Hypotheken belastet. 


Wäre eine Verurteilung doch allenfalls 
mit Hilfe des nach wie vor umstrittenen | 
129a und mit Hilfe dubioser Kronzeugen 
möglich; irgendwelche Beweise wie direkte 
Anweisungen oder gar T’ötungsbefehle exi- 
stieren nicht, so daß ein internationales 
Strafgericht Ocalan freisprechen müßte ... 

Sie stellte noch offensichtlicher eine un- 
zulässige Einmischung in die inneren An- 
gelegenheiten einer legitimen nationalen 
Befreiungsbewegung dar, zumal die führen- 
den Vertreter anderer kurdischer Exilor gą- 
nisationen, die seinerzeit Öcalan die „poli- 
tische Verantwortung“ für einige Tötungs- 
delikte zugesprochen hatten, sich inzwi- 
schen längst mit ihm versöhnt haben; die 
jüngste Veröffentlichung des Berichtes der 
südafrikanischen ‚Wahrheitskommission“ 
belegt noch einmal die historische Tatsache, 
daß es am Rande revolutionärer Befreiungs- 
bewegungen gegen ein rassistisches und ko- 
lonialistisches System immer wieder zu Fol- 
ter und Tötungen in Einzelfällen kommt, 
ohne daß dadurch der Charakter als legiti- 
mer Befreiungskampf verloren geht: Be- 
kanntlich sollen sogar in Frankreich im Rah- 
men des Widerstandskampfes gegen das fa- 
schistische Regime mehrere ensani „Kol- 
laborateure“ extralegal hingerichtet worden 
sein, ohne daß jemand auf die Idee gekom- 
men wäre, de Gaulle deswegen als T errori- 
sten“ vor Gericht zu zerren. 

Ein solches Verfahren wäre also der Gip- 

fel der Einmischung in die inneren Angele- 
genheiten einer legitimen Befreiungsbewe- 
gung unter dem Vorwand der 'lerrorismus- 
bekämpfung mit problematischen Mitteln. 
Auch wer Ocalan nicht in eine Reihe mit 
Nelson Mandela und Arafat stellen will, 
kann die Augen nicht vor dem Friedenspro- 
zessen in Nordirland und dem Baskenland 
verschließen, in denen unter Einschluß der 
Vertreter von IRA bzw. ETA nach einer fried- 
lichen Lösung gesucht wird, von der Dop- 
pelzüngigkeit der NATO in ihrem Verhalten 
segenüber den albanischen Guerillakämp- 
fern der UCK und dem dortigen Engage- 
ment ganz zu schweigen ... 
Eberhard Schultz Bremen, 23.11.98 
(Leicht gekürzt aus: Kurdistan Rundbrief Nr. 
24/98. Der Beitrag erschien auch in „Os- 
sietzky“) 


Kampf gegen Isolationshaft im Ceyhan-Gefängnis, Türkei 


Angehörige politischer Gefangener 
führten Hungerstreik durch 


Mit einem am 22. Oktober begonnenen Hun- 
gerstreik unterstützten die Angehörigen die 
33 Gefangenen, die bei dem Angriff am 19. 
Oktober im Ceyhan-Gefängnis verletzt wur- 
den und in dessen Folgein einen Hungerstreik 
getreten sind. 


Vor Beginn der Hungerstreik-Aktion ver- 
sammelten sich die Angehörigen im Be- 
zirksgebäude der ODP (Partei der Freiheit 
und Solidarität) und verlasen eine Presseer- 
klärung, in der folgendes mitgeteilt wurde: 

„Wir Angehörigen von Gefangenen eilten, 
nachdem wir von dem Angriff am 19. Ok- 
tober gehört hatten, vor das Gefängnis. Aber 
es war nicht möglich, auch nur in die Nähe 
des Gefängnisses zu gelangen. An diesem 
Tag konnten wir uns nur besorgt die Sirenen 
der Ambulanzwagen anhören. Am Morgen 
des 21. Oktober bemühten wir uns darum, 
etwas über den Zustand unserer Kinder zu 
erfahren. 

Im Ceyhan-Gefängnis, das wir zu diesem 
/weck aufgesucht hatten, führten wir als 
Angehörigen-VertreterInnen ein Gespräch 
mit dem beauftragten Staatsanwalt. Dieser 


In der Türkei sprechen kurdische Beob- 
-achter inzwischen von einer regelrechten 


er, W 


sagte uns folgendes: ‚Eure Kinder haben ei- 
nen Aufstand ausgelöst, die Türen zerbro- 
chen. Ich habe dann Befehle erteilt. Ich ließ 
den Aufstand mit Gewalt niederschlagen.’ 
Zusätzlich hieß es: ‚Die An- 
wälte, die an jenem Tag die 
Gefangenen besucht ha- 
ben, waren jene, die den ! 
Aufstand angefacht haben.’ | 

Den ganzen Tag lang be- 
standen wir auf unserer For- | 
derung, unsere Kinder besu- , 
chen zu können. Als Folge } 
der Bestrebungen der An- | 
waltskammer in Adana wur- | 
de der Besuch dann gestat- 
tet, allerdings begrenzt auf 
10 Minuten und lediglich 
für Angehörigen ersten Gra- 
des. 

Was wir dort sahen, war 
milde ausgedrückt erschreckend. Aus- 
nahmslos haben alle Gefangenen Schädel- 
brüche erlitten, und ihre Köpfe waren von 
Nähten übersät. Ihr Arme waren gebrochen, 
ihr Gesicht durch die Schläge entstellt. Zu 
diesem Zeitpunkt wurden alle Gegenstän- 
de unserer Kinder entwendet. Trotz der Ver- 
letzungen, die wir mit unseren eigenen Au- 
gen gesehen haben, steckte man sie ihn die 
Finzelzellen, die Angriffe sind nicht vorbei. 
Weiterhin werden die sich in Isolationszel- 
len befindenden Gefangenen mitten in der 
Nacht von einer Gruppe von Gefängnis- 
wärtern, die mit Stöcken in den Händen 
kommen, provoziert und bedroht. 

Was sie uns nach unserem Besuch bei den 
Gefangenen vermittelt hatten, war folgen- 
des. Dieser Angriff wurde speziell zur 
Durchsetzung der Isolationshaft durchge- 
führt. 

‚50 wie wir von Anfang an dazu gestanden 
haben, werden wir das nicht zulassen, wir 
werden bis zum Ende Widerstand leisten’, 
sagen sie. Seit sie in die Isolationszellen ge- 
steckt wurden, befinden sie sich im Hun- 
gerstreik. Wir unterstützen die Aktion un- 
serer Kinder. Wir werden gleich nach der 
Presseerklärung mit dem Hungerstreik be- 
ginnen und ihn solange fortsetzen, bis die 
Forderung unserer Kinder anerkannt wer- 
den. 

l. bis die befangenen im Ceyhan-Ge- 
fängnis aus den Isolationszellen herausge- 
holt werden; 

2. bis die verletzten Gefangenen eine or- 
dentliche Behandlung erhalten haben; 


Transparent auf der Demonstration am 21.11. in 


3. bis die vom Staatsanwalt angesproche- 
nen Verlegungen beendet werden; 

4. bis das dreimonatige Verbot von Brief- 
wechsel und Besuch aufgehoben wird.“ 


aig > 


Hamburg 


Den Anwälten gegenüber erklärte der 
Staatsanwalt der Republik, daß eine Be- 
handlungder verletzten Gefangenen durch- 
geführt und das Besuchsverbot aufgehoben 
werde. Die Rückverlegung in die Gemein- 
schaftszellen betreffend sagte er jedoch, daß 
dies im Moment aufgrund von Problemen 
in den Zellen nicht durchführbar sei. 

Am 25. Oktober sandten die Angehörigen 
cine Delegation zum Ceyhan-Gefängnis, 
um Gespräche mit den Gefangenen und 
mit dem zuständigen Staatsanwalt zu 
führen. Das Gespräch verlief jedoch nega- 
tiv. Der Gefängnisdirektor erklärte, daß er 
nicht einlenken könne, da es von seiten des 
Justizministeriums keinerlei Anweisungen 
gäbe. 


Mit der Beendigung des Hungerstreiks der 
Gefangenen beendeten auch die Angehöri- 
gen am 26. Oktober mit folgender Erklärung 
ihren Hungerstreik: 

„Wir werden unter jeder Bedingung fort- 
fahren, uns für unsere Angehörigen einzu- 
setzen.“ 


Interview mit Arife Kalkan, 
der Lebensgefährtin des durch 
die Angriffe schwerverletzten 
Semsettin Kalkan 


Auf die Frage, wie es um ihren Ehemann ste- 
he, der beim Angriff auf das Ceyhan-Ge- 
fängnis schwer verletzt wurde, und was sie 
zu den Vorfällen zu sagen hat, erklärte Ari- 
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fe Kalkan: 

„Mein Mann hat mir bereits beim letzten 
Besuch die Wahrscheinlichkeit eines An- 
sriffs, aufgrund des Auffindens eines Iun- 
nek, mitgeteilt. Er sagte auch, daß mit Ver- 
lepungen. zu rechnen s sei. 

Als ich mich in den Krankenhäusern nach 
ihm erkundigte, erfuhr ich, daß er sich im 
Adana-Numune-Krankenhaus befindet. Als 
ich dort gegen 3.00 Uhr nachts ankam, 
ließen sie mich nicht zu ihm, überall wim- 
melte es von Polizei und von Soldaten. 

Morgens ging ich dann noch einmal hin 
und brachte in Erfahrung, daß mein Mann 
aufgrund der ihm zugefügten Kopfverlet- 
zungen innere Blutungen erlitt und operiert 
werden müsse. Obwohl die Situation von 
sieben Gefangenen, die sich im Kranken- 
haus befanden, sehr kritisch war und ihre 
Behandlungnoch nichteinmal beendet war, 
wurden sie gegen 11.30 Uhr Hals über Kopf 
in die Gefangenentransporter verfrachtet 
und wieder ins Gefängnis zurückgebracht. 
Nur meinen Ehemann ließen sie dort, und 
er lag auf einer lragbahre, völlig zugedeckt. 

Als ich bemerkte, daß man ihnwegbrin- 
sen wollte, lief ich sofort zu ihm. Nachdem 
ich ihnin diesem Zustand vor mir sah, schrie 
ich die Soldaten an: ‚Ihr habt ihn umge- 
bracht.’ Mein Mann rührte sich nicht. Als 
er dann seinen Arm bewegte, sagte ich mir: 
‚Er lebt”. 

Sein Kopf war mit Nähten bedeckt, eine 
Sonde wurde in seinen Magen geführt. Auf 
seinem ganzen Körper waren blaue Flecken 
zu sehen. Als ich ihn fragte, ob er mich er- 
kenne, sagte er, daß er mich nicht sehen kön- 
ne, mich aber an der Stimme erkannt hat. 
Auch erklärte er, daß man ihn einfach so ste- 
henließ, weil man ihn für tot gehalten ha- 
be. 

Daß uns beim späteren Gespräch im Ge- 
fängnis mit dem Staatsanwalt und dem Ge- 
fängnisdirektor gesagt wurde, ‚Semsettin 
Kalkan ist es, der diese Kinder aufhetzt’, be- 
stätigt im Grunde, daß der Angriff darauf 
zielte, zu morden. Wir haben es ja selbst ge- 
schen, daß alle 33 Gefangenen Schädel- 
brüche, gebrochene Arme, Abdrücke von 
auf ihren Körpern ausgedrückten Zigaret- 
ten hatten. 

Sogar im Krankenhaus sind die Soldaten 
sekommen, haben ihn geschlagen und ihm 
mit den Worten ‚Bist Du immer noch nicht 
tot’ das Serum heruntergerissen. Selbst in 
diesem Zustand haben sie vor keiner Bru- 
talität zurückgeschreckt. Mein Man kann 
seinen Körper nicht heben. Er kann sich auf- 
srund der Verletzungen am Fuß und an der 
linken Seite immer noch nicht bewegen. 

Die Gefangenen sagten zu uns, dab sie, 
selbst wenn es sie das Leben kosten sollte, 
die Zellenwände zu durchbrechen, auf kei- 
nen Fall in die Finzelzellen gehen würden. 

Wir Angehörigen werden die Durchset- 
zung der Isolationshaft nicht zulassen. Bis 
zum Finde werden wir an der Seite der Ge- 
fangenen stehen.“ 

(Information der DHKC, Informationsbüro, 
Brüssel) 
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Eine Erklärung des Anadolu-Verlags Köln 


„Können Sie mir Ihre 
Hände zeigen? 


Diese Frage führte zur Verhaftung des Jour- 
nalisten Mesut Demirel am 17. November. 

Seine fehlenden Hände bewiesen seine 
„l Mitgliedschaft i in einer terroristischen Or- 
ganisation“ laut § 129a. 

So wird man nach der Art deutscher Poli- 
zei dingfest gemacht. Man erscheint zufäl- 
lig als Besucher an einem Ort, an dem eine 
„Durchsuchung“ durchgeführt oder besser 
sesagt wo alles auseinander genommen 
wird. 

Dann wird man auf den Boden geworfen 
und an Händen und Füßen gepackt und in 
einem BKA-Auto nach Karlsruhe gebracht. 

Innerhalb von 24 Stunden wird dann 
Haftbefehl erlassen. 

Dieser Mensch ist weder illegal, noch wird 
er gesucht. Seine Adresse ist der Polizei be- 
kannt. 


Wir protestieren. Gegen diese willkürliche 
und brutale polizeiliche „Durchsuchung“ 
des Anadolu-Verlages, der Europa-Vertre- 
tung der sozialistischen türkischen Wo- 
chenzeitung Kurtulus in Köln. 

Wir protestieren. Gegen die ebenso will- 
kürlichen und brutalen Festnahmen von 
insgesamt sechs Personen - vier Mitarbeite- 
rInnen und zwei Besuchern. Begleitet wa- 
ren die Festnahmen von Schlägen, 'Iritten, 
Beleidigungen. Der Inhaberin des Anadolu- 
Verlages Zuhal Akbayir platzte das Irom- 
melfeld, eine Mitarbeiterin, Güler Serin, ca. 
1,60 m groß, wurde von mehreren Polizei- 
beamten gegen das 'Ireppengeländer ge- 
drückt, damit sie sich ruhig verhält, welches 
der Belastung natürlich nicht standhalten 
konnte und samt Güler Serin auf die Irep- 
pen stürzte. Güler Serin mußte sich des wei- 
teren auf dem Polizeirevier vor den männli- 
chen Beamten ausziehen, die hätten „schon 
andere Frauen vor ihr gesehen ...“ 

Wir protestieren. Gegen diese willkürli- 
chen Maßnahmen des deutschen Staates, 
der seit geraumer Zeit eine Offensive gegen 
Linke aus der Türkei gestartet hat. 

Wir fordern, daß die Angriffe und Krimi- 
nalisierungsversuche gegen uns Revolu- 
tionäre ein Ende nehmen. 

Wir sind es nicht, die mit Drogendcalern 
und Mafiabossen zusammen Massaker ge- 
sen das Volk anrichten. Auch sind nicht wir 
diejenigen, die wegen Verletzung der Pres- 
sefreiheit und der Menschenrechte, wegen 
Folter, Vergewaltigung, Dorfverbrennungen 
etc. immer wieder angeprangert werden. 


Angeblich auch von Deutschland, das 


sich bekanntlich selbst als demokratisches 
Land bezeichnet. 


Wir wissen, warum wir angegriffen wer- 
den. 

Wenn wir schweigen, dann kann 
Deutschland weiterhin problemlos seine 
Waffen an die Türkei verkaufen, damit so 
der Krieg gegen die Völker ohne Halt wei- 
tergeführt werden kann. 

Wenn wir schweigen, dann kann 
Deutschland unser Land nämlich weiter 
wirtschaftlich ausbeuten und so seinen ei- 
senen „Sozialstaat“ auf den Beinen halten, 
während in der Türkei mittlerweile Dut- 
zende Millionen Menschen unter der Ar- 
mutsgrenze leben, Zehntausende Straßen- 
kinder in den Städten drogenabhängigihren 
Körper verkaufen, "Tausende politische Ge- 
fangene die Gefängnisse füllen, jeden Sams- 
tag immer mehr Mütter nach ihren ver- 
schwundenen“ Kindern suchen. 

Wir sind diejenigen, die sich gegen diese 
Umstände wehren, die in einem demokra- 
tischen und freien Land leben wollen. 

Wir akzeptieren keine Folter, keine Re- 
pressionen, keine Massaker und extralega- 
len Hinrichtungen. 

Ebenfalls akzeptieren wir die eifrigen 
Bemühungen des deutschen Staates nicht, 
den Faschismus in der Türkei zu legalisie- 
ren, indem er versucht, Revolutionäre mit 
irgendwelchen zusammengestellten Para- 
graphen zu kriminalisieren. 

Wir fordern, daß die Angriffe gegenüber 
uns und unserer Zeitung Kurtulus auf- 
hören! Wir fordern die Aufhebung des Haft- 
befehls gegen den Journalisten Mesut De- 
mirel! Wir fordern die Abschaffung des un- 
legitimen § 129a, der ausschließlich erfun- 
den wurde, um Revolutionäre und den legi- 
timen Kampf gegen den Faschismus zu kri- 
minalisieren! 

Anadolu-Verlag, Kalkarerstr. 2, 50733 Köln, 
Tel. (02 21) 7 60 76 56, Fax (02 21) 7 60 28 87 


Einig e Fakten 


Gibt es in Chile 
noch politische 
Gefangene? 


Das im folgenden veröffentlichte Flugblatt 
wurde in Berlin auf der Pressekonferenz mit 
Fabiola Letelier verteilt. 


In Chile gibt es zur Zeit ca. 80 politische Ge- 
fangene. Es handelt sich um ca. 70 Männer 
und 10 Frauen, die nach dem 11. März 1990, 
d.h. seit dem Übergang in die „Demokratie“, 
eingesperrt wurden. Die meisten wurden für 
bewaffnete politisch motivierte Taten von der 
Militärjustiz zu unverhältnismäßig hohen 
Strafen verurteilt. Einige von ihnen bekamen 
zweimal lebenslänglich, fünf sind von der To- 
desstrafe bedroht. 

Chile ist eines der wenigen Länder, in de- 
nen Zivilisten noch immer der Militärge- 
richtsbarkeit unterstellt werden können. 

Die Gefangenen wurden gewaltsam festge- 
nommen und über mehrere Tage in Untersu- 
chungshaft gefoltert. 

Ihnen wurde ein unparteiischer, gerechter, 
objektiver Prozeß verweigert. Sie wurden auf 
der Basis der noch immer gültigen repressiven 
Gesetze der Militärdiktatur, darunter das Ge- 
setz für Innere Sicherheit (Nr. 12927), das 
Waffen- und Sprengstoffgesetz (Nr. 17798) 
und das Anti-lerrorismus-Gesetz (Nr. 18314), 
angeklagt. 

Als Zivilisten wurde ihnen vor Militärge- 
richten der Prozeß gemacht, was den Normen 
des internationalen Rechts völlig wider- 
spricht. 

Männer und Frauen werden getrennt in 
Hochsicherheitstrakten in Gewahrsam gehal- 
ten. Die wenigen erlaubten Besuche von Ver- 
wandten sind nur unter extrem einge- 
schränkten Bedingungen möglich. Die medi- 
zinische Versorgung ist katastrophal, zwei 
schwerkranken Frauen wird die ausreichende 
medizinische Versorgung vorenthalten. 

Wir fordern: 

e Wiederaufnahme der Prozesse vor den Zi- 
vilgerichten 

e Aufhebung der Isolationshaft und unein- 
geschränkte Besuchserlaubnis 

e angemessene medizinische Versorgung 

e Anerkennung als politische Gefangene 

e Aufhebung der Diktaturgesetze, darunter: 
das Gesetz für Innere Sicherheit (Nr. 12927), 
das Waffen- und Sprengstoffgesetz (Nr. 
17798) und das Anti-lerrorismus-Gesetz (Nr. 
18314) 

° Freilassung der haftunfähigen Insassen 
(Maria C. San Juan und Marcela Rodriguez) 

e Aufhebung der Todesstrafe 

Kontakt: Solidaritätsgruppe mit den politi- 
schen Gefangenen in Chile, Berlin, c/o FDCL, 
Gneisenaustr. 2a, 10961 Berlin, Fax (0 30) 692 
65 90 Email: berlinterror@hotmail.com 

Spendenkonto: FDCL e.V., Postbank Berlin, 
BLZ 100 100 10, Kontonr. 17 6966 - 104, Stich- 


wort: „Politische Gefangene in Chile“ 


Peru-Veranstaltung der Roten Hilfe HH 
Europa — Wiege 
der Menschenrechts- 
verletzungen 


„Wir indigenen Menschen haben schon vor 
>00 Jahren alle Rechte verloren und sie bis 
heute nicht wiedergewonnen.“ Für die pe- 
ruanische Menschenrechtsaktivistin Ada 
Beraún reicht es nicht aus, die heutigen 
Menschenrechtsverletzungen in Lateina- 
merika politisch-ökonomisch zu erklären. 
Auf einer Veranstaltung der Roten Hilfe in 
Hamburg zeigte sie die kulturelle, rassisti- 
sche Unterfütterung des europäischen 
NNerrschaftsmodells, das heute die ganze 
Welt dominiert. Das Verschwindenlassen, 
die außergerichtlichen Hinrichtungen und 
die Folter seien keine Dinge, die erst mit den 
Militärregierungen aufgetaucht seien, und 
es gebe sie nicht, weil die lateinamerikani- 
schen Herrschenden „unzivilisierter“ wären 
als andere. Im Gegenteil: Seit den Tagen der 
spanischen Eroberung seien dies Mittel der 
Zivilisierung gewesen, der Durchsetzung ei- 
nes abendländischen Gesellschaftsmodells, 
gegen das bis heute das der Andenbevölke- 
rung stehe. „Ganz einfach um zu überleben 
halten die Leute fest an einem Modell, das 
die Gemeinschaft zum Mittelpunkt hat - 
das gemeinsame Figentum und die ge- 
meinsame Bodenbewirtschaftung. Das 
abendländische System mit dem Individu- 
um im Mittelpunkt und seiner auf dem Pri- 
vateigentum aufbauenden Wirtschaftswei- 
se hat das nie ganz auslöschen können.“ In 
diesem Widerspruch seien öffentliche 
Menschenrechtsverletzungen seit jeher ein 
politisches Mittel der Herrschenden gewe- 
sen. Ihr Zweck sei vor allem die Ab- 
schreckung. So begehe etwa der peruani- 
sche Staat - anders als Regierungen in an- 
deren Teilen der Welt - seine Verbrechen an 
politischen GegnerInnen nicht heimlich, 
sondern absichtlich in aller Öffentlichkeit. 
Beispielsweise werden politische Gefange- 
ne in gestreifter Sträflingskleidung und in 
Käfigen zur Schau gestellt - wie Tiere, was 
die indigene Bevölkerung in den Augen der 
Herrschenden eben bis zum heutigen Tag 
ist. 

Die Geschichte der Eroberung und Kolo- 
nısation Lateinamerikas, so Ada Beraún, sei 
noch nicht abgeschlossen. Das hieße aber 
nicht, daß man nicht historisch differenzie- 
ren könne, wie das Herrschaftsmittel der 
Menschenrechtsverletzung eingesetzt wird. 
Mit der Durchsetzung des Neoliberalismus 
in den Andenländern, also seit Anfang/Mit- 
te der 70er Jahre, hat die Zahl der Men- 
schenrechtsverletzungen sich vervielfacht. 
Die gesellschaftlichen Widersprüche haben 
sich verschärft, und der Widerstand gegen 
das wirtschaftliche System ist angewachsen. 
In diesem Prozeß, der begleitet war von der 
Installierung militärischer und zivil-mi- 
litärischer Regierungen, hat sich die staatli- 


che Repression enorm verschärft und ist die 
Zahl der (politischen und sozialen) Gefan- 
genen rapide angestiegen. In den Tagen des 
neoliberalen „Fuji-Schock“, den Peru An- 
fang der 90er mit dem gegenwärtigen Präsi- 
denten erlebte, wuchs die Menge der wegen 
„lerrorismus“ Verurteilten auf Zehntau- 
send! Heute gibt es etwa 5 000 politische 
Gefangene, deren Menschenrechte in jeder 
nur erdenklichen Hinsicht verletzt werden. 
Im Hochsicherheitsgefängnis Yanamayo 
beispielsweise sinken die Temperaturen auf 
minus 15 Grad. Die Gefangenen, die wegen 
der Überbelegung der Zellen teils auf dem 
Fußboden schlafen müssen, sind gezwun- 
gen, täglich 23einhalb Stunden in der Zel- 
le zu bleiben - das heißt, sie können sich 
nicht einmal durch Bewegung warm halten. 
Und mit der wachsenden Verelendung der 
Bevölkerung steigt auch die Zahl der sozia- 
len Gefangenen. Sie wird heute auf 24 000 
geschätzt. Die soziale Entwicklung in Peru 
wird an einer Schätzung der Weltbank be- 
sonders deutlich: 50% der peruanischen 
Kinder sind infolge von Mangelernährung 
körperlich £fehlentwickelt. 

Rote Hilfe Hamburg 


Redefreiheit für 
Guerilla-Sprecher ! 


Am 9.11. lud das internationale Bündnis 
„Kein Maulkorb für Isaac Velazco“ zur Pres- 
sekonferenz nach Bonn. Vorgestellt wurde 
eine Resolution an die neue Bundesregie- 
rung, die von 121 Gruppen und Organisa- 
tionen aus 15 Staaten unterzeichnet ist. Von 
‚X wie Antifascistisk Aksjon/Oslo bis ‚Z wie 
Z.entralamerika-Sekertariat/ Zürich fordern 
die Internationalisten die Aufhebung des 
politischen Betätigungsverbotes für den Eu- 
ropavertreter der MRTA (Revolutionäre Be- 
wegung lupac Amaru). „Als in Lima die ja- 
panische Botschafterresidenz besetzt war, 
wollte die ganze Welt wissen, was die Ziele 
der Besetzer waren“ , schreibt 'Till Weber in 
der Pressemitteilung für das Solidaritäts- 
bündnis. „Velazco hat diese Ziele erklärt, 
jetzt soll er dafür bestraft werden.“ Inzwi- 
schen sind zwei Jahre vergangen und die 
Bundesanwaltschaft ist immer noch nicht 
in der Lage ihre Ermittlungsergebnisse vor- 
zulegen. Nach wie vor bleibt der Staats- 
schutz seinen Nachweis für die Version von 
der Steuerung der Aktion mittels „propa- 
gandistischer Unterstützung“ durch den 
Kuropasprecher schuldig. Dies scheint, 
gleichsam wie die Situation der politischen 
Gefangenen in Peru oder das politische 
Betätigungsverbot gegen den unbequemen 
Kritiker für die zahlreich informierte Presse 
allerdings kein Thema: Auf der Pressekon- 
ferenz der Initiative am 8.11. fand sich nicht 
ein(e) Bonner Redakteurln ein. 

„Kein Maulkorb für Isaac Velazco“ 


J 
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AIZ-Prozeß 


Märchenstunde des Verfassungsschutzes 


Seit dem 14. November 1997 findet vordem 
6. Strafsenat am Oberlandesgericht Düssel- 
dorf der Prozeß gegen Bernhard Falk und 
Michael Steinau statt. Den beiden werden 
u.a. die Mitgliedschaft in den „Antiimpe- 
rialistischen Zellen“ (AlZ) sowie die 
Sprengstoffanschläge zur Last gelegt, die 
der AIZ zugeordnet werden. Im berüchtig- 
ten Prozeßbunker in der Düsseldorfer 'lan- 
nenstraße wurde an bisher mehr als 80 Ver- 
handlungstagen unter dem Vorsitz des 
Richters Ottmar Breidling unter der Mit- 
hilfe von zwei PsychologInnen das Persön- 
lichkeitsbild der Angeklagten erkundet und 
eine unendlich große „Mosaiksteinsamm- 
lung“ angelegt. „Wir sammeln hier Mosaik- 
steine und sehen dann, was wir für ein Bild 
daraus machen können.“ Angemerkt sei, 
daß Puzzelteile, die üblicherweise zur 
„Wahrheitsfindung“ gesammelt werden, in 
irgendeiner Form zusammenpassen müs- 
sen, Mosaiksteine dagegen dem Künstler 
jegliche kreative Freiheit lassen. Zusätzlich 
wird in diesem Prozeß mit der Masse nichts- 
sagender Indizien eine nicht vorhandene 
Aussagefähigkeit suggeriert. 

Nach dem Teilgeständnis von Michael 
Steinau, er räumte die Beteiligung an einem 
Teil der Anschläge ein, darf von einer Ver- 
urteilung für beide Angeklagten ausgegan- 
gen werden. Bis zu diesem Zeitpunkt exi- 
stierte eine Indizienkette, die, so ein Vertei- 
diger, zur Verurteilung des mittels GPS ver- 
folgten PKWs von Michael Steinau ausge- 
reicht hätte. Ansatzpunkte für den Ankla- 
sepunkt des $129a, des Vorwurfs der „Mit- 
gliedschaft i in einer terroristischen Vereini- 
sung“, gab es noch weniger. Die BKA-Zeu- 
ginnen haben bisher einhellig erklärt, keine 
„Kontaktpersonen“ festgestellt zu haben, 
und die BAW bestand zwar auf dem Ankla- 
gepunkt, lieferte aber nichts, wie sie ihn zu 
belegen gedenke. Wie wackelig dieser Punkt 
ist, zeigt sich daran, daß der Ermittlungs- 
richter am Bundesgerichtshof diesen Punkt 
im September 1997 aus dem Haftbefehl ge- 
strichen hatte, bevor der Richter Breidling 
am OLG Düsseldorf ihn zwei Monate spä- 
ter doch in der Anklage zuließ. Hintergrund 
dürfte sein, daß er den Prozeß führen woll- 
te. Ohne den $129a wäre das Landgericht 
und eben nicht das OLG zuständig gewe- 
sen. 

Durch die Vernehmung des stellvertre- 
tenden Leiters des nordrhein-westfälischen 
Landesamtes für Verfassungsschutz (VS), 
Wolfgang "Theodor Düren, nimmt das Ge- 
richt nun tatsächlich den Anklagepunkt der 
Mitgliedschaft in einer terroristischen Ver- 
einigung nach $129a in Angriff. Der Verfas- 
sungsschutzvertreter präsentiert dem Ge- 
richt eine Verknüpfung von Spekulationen 
und willkürlichen Interpretationen mit 
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punktuell eingestreuten „Erkenntnissen“, 

die aus Bespitzelung, Observ ationen, Post- 
und Telefonüberwachung zusammenge- 
fügt wurden. Hierbei beziehen sich seine ge- 

samten Aussagen auf Erkenntnisse und In- 
formationen aus zweiter Hand, die durch 
ihn nur zusammengefaßt wurden. Diese 
Präsentation einer Gesamtgeschichte ge- 
währleistet natürlich eine effektive Darstel- 
lung, da Widersprüche durch unterschied- 
liche VS-ZeuglInnen vermieden werden. Da 
dem Vertassungsschutz, als Geheimdienst 
mit politischem Auftrag, durchaus Fige- 
ninteressen unterstellt werden können, 
muß auch von einer politisch motivierten 
Anpassung der präsentierten „Wahrheit“ 
ausgegangen werden. (...) Die Erzählungen 
des VS werden ... vom Vorsitzenden Richter 

bereitwillig aufgegriffen, Belege werden 
nicht verlangt, die sonstige Gründlichkeit 
ist wie weggeblasen, und jede Ausrede wird 
akzeptiert. Ergänzend wird der VS dann zur 
Konstruktion weiterer „Legenden“ aufge- 
fordert. 

Nach der Gewaltverzichtserklärung der 
RAF 1992 wurde die AIZ als Nachfolgeor- 
ganisation von Sicherheitsbehörden hoch- 
stilisiert und dementsprechend in den Me- 
dien als „höchstgefährliche Gruppierung“ 
mit „bis zu 80 Mitgliedern“ präsentiert. Es 
muß der ganze Aufwand gerechtfertigt wer- 
den. Fine „Vereinigung“, die als „zerschla- 
gen“ gelten soll und vorher als Nachfolge der 
RAR galt, muß auf mehr als zwei Personen 
ausgedehnt werden. Alles andere würde 
schließlich ihre gesamte Tätigkeit und den 
\129a in Frage stellen, da erst ab drei „Mlit- 
gliedern“ eine Vereinigung existiert. So ist 
auch nicht verwunderlich, daß der Verfas- 
sungsschutzvertreter weitere Menschen, 
die wie auch immer mit den Angeklagten in 
Verbindung gebracht werden, mehr oder 
weniger eng in Zusammenhang mit dieser 
„terroristischen Vereinigung“ stellen will. 

Um „Dürens Märchenstunden“ letztend- 
lich einen Anschein von Glaubwürdigkeit 
zu verleihen, sollen Menschen, die bei der 
bisherigen Rollenverteilung nicht leer aus- 
gegangen sind, als ZeugInnen vorgeladen 
werden. Die ihnen zugedachte Aufgabe ist, 
Mosaiksteine für das vom Verfassungs- 
schutz entworfene Bild zu liefern und letzt- 
endlich die ihnen angedichtete Rolle in die- 
sem Konstrukt zu bestätigen. In diesem 
Märchen wird mit reichlich Unterstellun- 
sen von Unterstützungshandlungen sowie 
mit verdächtigem Verhalten operiert. Des- 
wegen könnten ZeugInnen in eine „Kom- 
parsenrolle“ des VS-Stückes hineingezwun- 
sen werden, um sich eventuell selbst 
„Hauptrollen“ in - so der Staatsschutz will - 
folgenden Aufführungen von $129a-Prozes- 
sen zu erarbeiten.“ 


(Aus einer Erklärung der Prozeßheobachte- 
rInnen und der potentiellen Zeugen und Zeu- 
ginnen) 

P.S. Die Termine, zu denen die „ZeugInnen“ 
vorgeladen werden, stehen bisher noch nicht 
fest. 
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Die Würde des Menschen ist antastbar - 
Menschenrechte erkämpfen 
“inweihung der „Straße der Menschen- _ 
rechte“ anläßlich des 50. Jahrestags der _ 
UN-Menschenrechtsdeklaration und 
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des internationalen Tages für die Frei- | 
heit der politischen Gefangenen. Mit | 
Ton-Dia-Show (s. auch Info 213). : 
ab 17.00 Uhr vor dem K 4 (ehemals | 
KOMM), Königstr. 93. 


Demonstration: Keine Ausliefe 


rung der 


Fregatte an die Türkei! Für eine friedli- _ 
che Lösung in Kurdistan! 


12.00 Uhr Moorweide 
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: Frieden - Wahlen - tee Zur aktuel- | 
: len Situation in Irland 
; Referentin: Joan O’Connor (Sinn Féin). . 
; Durch das im April beschlossene Frie- | 
; densabkommen trat der Friedensprozeß | 
< in Nordirland in eine neue Phase. Die | 
; Partei, die am meisten Zugeständnisse | 
< machen mußte, ist zweifellos Sinn Fein. _ 
; Um die Hintergründe des Friedenspro- | 
; zesses und die bis heute anhaltenden | 
| Schwierigkeiten und Streitpunkte bes- | 
; ser zu verstehen, wurde eine Vertreterin | 
: von Sinn Féin eingeladen. Nachdem Jo- | 
an O'Connor Analysen und Stand- 
; punkte vorgestellt hat, gibt es die Mög- \ 
; lichkeit der Fr ragestellung und Diskussi- 
| on. Übersetzung während der gesamten | 
| Veranstaltung. Weiter Infos über die Ir- ; 
| landgruppe im Infoladen Omega. 
: 19.00 Uhr, Heinrich-Böll-Stiftung, | 
< Hackesche Höfe, 1. Hofaufgang, 5. 
10178 


; Stock, Rosenthaler Str. 40/41, 


: Berlin 


; Sozialpolitische Marrin des Freies ı 
$ Sender Kominats FSK: Menschenrechte 
; und die Freiheit der Gefangenen aus der 
; RAF Fin Gespräch mit Roger von der 
; Roten Hilfe. 
: 20-21.00 Uhr, Radio FSK 
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Der Totalverweigerer Sönke Möller saß vom 
1.9. bis zum 28.11. im Arrest, bereits das vier- 
te Mal. Am 3. November verhandelte das 
Truppendienstgericht Hamburg seine Be- 
schwerde gegen den zweiten und dritten Ar- 
rest. Hier das Gedächtnisprotokoll, das Sön- 
ke verfaßte: 


Am 20. Oktober wurde mir mitgeteilt, am 3. 
November werde am 'Truppendienstgericht 
Nord (TDG) eine mündliche Verhandlung 
wegen meiner drei Wochen zuvor eingelegten 
Beschwerde gegen die zweite Verhängung von 
21 Tagen Arrest gegen mich durch Haupt- 
mann Mann stattfinden. Als Zeugen lud die 
9. Kammer den Bataillonskommandeur Ma- 
jor Nötzig und den stellvertretenden KpChef 
der 15. Kompanie Brune. 

Als ich am 3. November dann nach Ham- 
burg gefahren wurde, hatte ich eigentlich kei- 
ne besonderen Erwartungen, es sollte dem 
IDG trotzdem gelingen, mich noch zu ent- 
täuschen. Nachdem Truppendienstrichter 
Brandt die beiden ehrenamtlichen Richter 
vereidigt hatte, eröffnete er die Verhandlung 
und erklärte, es solle über meine beiden Be- 
schwerden verhandelt werden. Ich hatte die 
Beschwerde gegen die dritten 21 Tage Arrest 
erst am 20. Oktober eingelegt, und dem Ge- 
richt können die letzten noch fehlenden Un- 
terlagen hierzu erst wenige Stunden zuvor zu- 
gegangen sein, habe ich meine Stellungnah- 
me dazu doch erst gegen 11 Uhr am 3. No- 
vember unterschrieben. So waren sowohl ich 
als auch die beiden Zeugen überrascht. Ich 
hatte allerdings keinen Einwand dagegen, bei- 
den Beschwerden zusammen zu behandeln. 
Da ich nur auf die erste vorbereitet war, hät- 
te ich vielleicht doch besser protestiert, war 
aber einfach überrumpelt. 

Der Richter erklärte dann, warum er eine 
mündliche Verhandlung angesetzt hatte. Er 
habe mich einmal sehen wollen, besonders 
um mir einige Dinge zu verdeutlichen, „die 
unser Kamerad vielleicht noch nicht weiß“. 
Ich wurde aufgefordert, mich doch mal vor- 
zustellen und mein Anliegen zu erklären. Das 
tat ich, wurde allerdings immer wieder durch 
Richter Brandt unterbrochen. Besonders als 
ich darlegte, warım weder Wehrdienst noch 
Zivildienst für mich in Frage kommt, warf er 
immer wieder seine Sicht der Dinge ein und 
versuchte, mich so zu verunsichern. So sei 
doch Zivildienst kein Kriegsdienst, sondern 
ein sozialer Dienst, und jeder Steuerzahler 
wäre dann ja auch an Kriegsvorbereitungen 
beteiligt. Ich versuchte, trotz dieser Störun- 
gen meine Position klarzumachen. 

Doch daran hatte Brandt dann kein weite- 
res Interesse. Er forderte statt dessen Major 
Nötzig auf, die Sachlage aus seiner Sicht zu 
schildern. Es wurde also wiederholt, was auch 
schon aus meinen Beschwerden und den Stel- 
lungnahmen meiner „Vorgesetzten“ hervor- 
geht. Damit war der Zeuge Nötzig für diesen 
Tag auch schon fertig, er wurde nicht weiter 
befragt. Herr Brune war gar völlig unnötig an- 
gereist. Er hatte seinen Urlaub unterbrochen, 

um eine halbe Stunde nur dazusitzen. 

Jetzt, so hoffte ich, mußte doch auch ein- 


Truppendienstgericht Hamburg 


„Wissen Sie, 
was zu anderen 
Zeiten mit 
Deserteuren 
gemacht wird?“ 


mal auf meine Beschwerden eingegangen 
werden. Doch weit gefehlt. Richter Brandt 
zeigte erst einmal seinen Unmut darüber, daß 
ein „Soldat“ (ich) in Zivil in seinem Ge- 
richtssaal sitzen zu dürfen meint. Er fragte, 
warum er wohl überhaupt anhören solle, was 
ich zu sagen habe. Er halte im übrigen meine 
Einstellung und ihre Konsequenzen (Gehor- 
samsverweigerung) für weitaus schwerwic- 
gender als die Dienstvergehen, wegen derer 
die Soldaten sonst auf meinem Stuhl sitzen. 
Anders als sie handle ich wohl vorsätzlich. 

Da ich doch schon auf 63 "Tage Arrest ge- 
faßt gewesen sei, könne erst bei weiterer Ár- 
restierung ein erzicherischer Erfolg eintreten. 
Ich versuchte, das Argument meiner zweiten 
Beschwerde - ich hatte mich beschwert, in 
Disziplinararrest gekommen zu sein, ohne 
daß meine Vorgesetzten noch an die Mög- 
lichkeit glaubten, mich zum Wehrdienst be- 
wegen zu können - hier anzubringen und auf 
den Unterschied zwischen Disziplinar- und 
Strafrecht aufmerksam zu machen. Doch das 
interessierte den Richter nicht. 

Zu den Haftbedingungen (was die über- 
haupt bei den Beschwerden für eine Rolle 
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spielen, ist mir unklar) meinte Richter Brandt 
sinngemäß etwa: Die Zellen sind beleuchtet 
und geheizt, und im Bundeswehrvollzug ge- 
be es nicht einmal Prügel, die 63 Tage Arrest 
seien also doch eine sehr bequeme Zeit für 
mich gewesen. Man hörte förmlich sein Be- 
dauern über die ach so humane Behandlung 
der Arrestanten in der BW-Haft. Als ich dann 
auf die Stellungnahme Hauptmann Manns 
hinwies, der die Vollstreckung von Arrest mit 
der Anrechnung der Arrestzeit auf eine im 
späteren zivilen Prozeß ausgesprochene Stra- 
fe legitimiert sicht und ich das als Vorgriff auf 
die richterliche Entscheidung kritisierte, 
schließlich könne der Richter ja auch eine Be- 
währungs- oder Geldstrafe für angemessen 
befinden oder gar einen Freispruch, da mein- 
te Richter Brandt nur: ‚Wieso sollte er Sie 
denn nicht verurteilen?“ Zu diesem Thema 
wollte er mehr auch nicht hören, lieber woll- 
te er hören, was für ein feiger Drückeberger 
ich bin. 

„Wissen Sie, was zu anderen Zeiten mit De- 
serteuren gemacht wird?“ Ich fand so etwas 
keiner Antwort würdig. Er wußte ohnehin de- 
tailliert Auskunft zu geben. Ob ich denn auch 
noch so handeln würde, wenn es bedeutete, 
im Morgengrauen an einen Pfahl gebunden 
zu werden, worauf man sechs Soldaten auf 
mich anlegen ließe. Fr fühlte sich deutlich be- 
stätigt, als ich erklärte, nicht sagen zu können, 
was ich unter Androhung der Todesstrafe al- 
les tun würde. 

Die Verhandlung verlief deutlich anders, als 
ich es mir - wohl sehr blauäugig - erhofft hat- 
te. Ich war nicht derjenigen, der seine Be- 
schwerde vorbrachte und diese begründen 
sollte, vielmehr kam ich mir wie der Ange- 
klagte vor - ohne Verteidigung, 

Daß der Richter sich auf die Beschwerde 
auch nicht vorbereitet hatte, wurde klar, als er 
mir ins Wort fiel: „Wer ist eigentlich dieser 
Herr Mann, von dem Sie da dauernd reden?“ 
Hauptmann Mann ist der Mensch, dem die- 
ser Richter erlaubt hatte, mich für drei Wo- 
chen in die Zelle zu sperren ... 


Die Karawane für die Rechte der Flüchtlinge 
und MigrantInnen startete Mitte August in 
Bremen und zog innerhalb von sechs Wochen 
durch über 40 Städte. Sie endete am 19. Sep- 
tember in Köln. Der folgende Artikel gibt die 
Eindrücke eines Mitglieds der Kerngruppe 
wieder. 

Ein Treffen zur Auswertung der Karawane 
und zur Diskussion über Perspektiven hat 
vom 23. Bis zum 25. Oktober in Hamburg 
stattgefunden. Aktuelle Informationen sind 
erhältlich über den Internationalen Men- 
schenrechtsverein, Kornstr. 51, 28201 Bre- 
men 


Die Karawane für die Rechte der Flüchtlinge 
und MigrantInnen ist am 15. August von Bre- 
men losgegangen und wie geplant am 20. Sep- 
tember in Köln beendet worden. Ich war vier 
Wochen dabei. Ich würde nicht behaupten, daß 
ich einem Ereignis beigewohnt habe. Nein. Es 
war ganz einfach cin konkretes Beispiel für eine 
Gesellschaft der Integration und ohne Diskri- 
minierungen. 

Ich kann jedoch nicht fortfahren, ohne von 
unseren Problemen sowie von meinen Überra- 
schungen und Fragen zu sprechen. Ach, die Pro- 
bleme! Wie viele haben wir durchlebt! Von je- 
der Art und Sorte. Fine meiner ersten Überra- 
schungen kam daher: Egal in welcher über- 
großen Form sich die Probleme darstellten, wi- 
derstanden sie nie einer Diskussionsrunde. Ich 
wurde gefragt, ganz am Anfang der Karawane 
auf einer Veräistaltung in Hamburg, ob wir in- 
nerhalb der Kerngruppe keine Probleme hätten 
oder ob die Vorbereitung der Karawane unter 
Problemen gelitten hätte. Meine Antwort lau- 
tete damals: „Die Karawane ist ein Menschen- 
werk und wird ein Menschenwerk bleiben. Als 
solches ist sie und wird sie in ihrem Wesen ein 
unvollkommenes Werk bleiben.“ Ich wußte 
noch nicht, wie recht ist hatte. 

Wir hatten, ohne es auszusprechen, verstan- 
den, daß es für uns mehr als eine heilige Auf- 
gabe war, bis zum Ende dieser ersten Phase zu 
gehen. Unbemerkt hat sich das Gefühl auf die 
gesamte Gruppe überragen. Und um dieses zu 
erreichen, brauchten wir eine analytische Sicht 
der Dinge, die nur durch eine gewisse Harmo- 
nie möglich werden konnte. Vor dem gemein- 
samen Projekt sind unsere Egos still geworden. 

Man muß sich die Entwicklung dieser hete- 
rogenen Gruppe vorstellen, die sich aus fast al- 
len Hautfarben, aus mehreren Nationalitäten 
und aus unterschiedlichen sozialen Schichten 
zusammensetzte und sich erst am Sonntag, den 
15. August, gebildet hatte. Man muß noch hin- 
zufügen: die letztendlich natürliche Müdigkeit, 
der mangelnde Schlaf, die aus unterschiedli- 
chen Gründen entstandenen Spannungen, so 
wie man sie erlebt, wenn z.B. eine lebenswich- 
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Bericht eines Teilnehmers 


Von Bremen 
nach Köln 


INTERNATIO 


tige Entscheidung ohne Beratungsmöglichkeit 
mit der Gruppe getroffen werden muß. Es muß- 
te jedoch immer wieder gehandelt werden, da 
die Zeit drängte. Man fragte die Menschen, die 
sich in der Nähe aufhielten, um später darüber 
zu berichten. Es hätte selbstverständlich eine 
Diskussion in Gang gesetzt werden können - 
vielleicht wäre sie ein bißchen gespannt gewe- 
sen, mehr nicht. Die Diskussionen hatten das 
Ziel, falls nötig, den Kurs zu korrigieren. 

Das Zusammenleben der Kerngruppe in der 
Karawane war ein Erfolg. Nicht weniger erfolg- 
reich war die Erfüllung der steckten Ziele. Die 
Karawane hat es möglich gemacht, daß Leuten 
verlorene Hoffnungen wiedergegeben wurden. 
Die Menschheitsgeschichte erinnert uns daran, 
dab die Zeit, in der das Gute vom Himmel fiel, 
weit zurückliegt. Ist es an der Zeit, vergebliche 
Hoffnungen zu wecken? Diese Frage stellte sich 
mir, wenn bei den Demonstrationen vor den 
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Flüchtlingslagern Wortbeiträge aufeinander- 
folgten, die alle nach Beschwerden und Trauer- 
liedern klangen. Und wenn ich mich umdrehte 
und sah, welche Arbeit geleistet worden warund 
noch geleistet werden würde, gab ich mich 
selbst wachsender Hoffnung hin. Allein das 
Wissen, daß wir - d.h. die Flüchtlinge, die Mi- 
grantinnen und die Deutschen, die für die 
Rechte von Ausländerinnen und deren Inte- 
gration kämpfen - nach Beendigung der Kara- 
wane mit einer Zunge sprechen sollten, war ei- 
ne ziemlich phantastische Sache und verdop- 
pelte die Kraft meines Engagements. Obwohl 
unsichtbar, spürte man, daß etwa Neues im Ent- 
stehen war. Und dieses Neue war einfach die 
Form unseres gemeinsamen Kampfes. Dieser 
Kampf hat sich lange Zeit selber geschadet, weil 
er nicht koordiniert geführt wurde. Damit wur- 
den beispielsweise LänderpolitikerInnen verlo- 
gene Vorwände geliefert, mit denen sie sich hin- 
ter der föderalistischen Struktur Deutschland 
verstecken. Wie viele Male haben wir gehört: 
„Es ist ein Bundesgesetz, und wir halten uns an 
dieses Gesetz.“ Jetzt gibt es den Anfang eines 
bundesweit strukturierten Widerstandes gegen 
eine bundesweite Unterdrückung, 

Es ist ermutigend, dies zu wissen, auch wenn 
die deutsche überregionale Presse uns anschei- 
nend boykottierte. In bezug auf die Presse hat- 
te ich mich lange Zeit geweigert, das Problem 
mit den gleichen Augen wie meine Freunde zu 
betrachten. Aus meiner Erfahrung wußte ich, 
daß Journalisten hinter Informationen herlau- 
fen und immer wieder Lust verspüren, über al- 
le Neuigkeiten zu informieren. Aber in unserem 
Fall kam ich zum selben Schluß wie die ande- 
ren. Das geschah nach dem „Ereignis in Straß- 
burg“, bei dem wir sans-papiers aus Frankreich 
trafen. Die französische Presse berichtete darü- 
ber. Das Dritte Fernsehprogramm (FR3) tat 
dies in seinen Abendnachrichten ausgiebig,und 
TV3 (französischsprachiger Sender, der per Ka- 
bel auch in der BRD empfangen werden kann, 
Anm. d.U.) fühlte sich genötigt, die Berichter- 
stattungzu übernehmen. Die französischen na- 
tionalen und örtlichen Printmedien haben 
ebenfalls das Ereignis gewürdigt. Die Presse- 
agentur Agence France meldete: „Die Europa- 
Brücke, die in Straßburg Frankreich mit 
Deutschland verbindet, wurde an diesem Sonn- 
tag (6.9.) zwei Stunden lang durch eine 
deutsch-französische Demonstration von sans- 
papiers teilweise gesperrt.“ Die deutsche Be- 
richterstattung war - abgesehen von dem Straß- 
burger Ereignis - eher spärlich. 

Daß die Karawane stattgefunden hat, hat uns 
mehr Kraft gegeben. Die Karawane hat die Kraft 
entwickelt, alles in eine positive Energie umzu- 
wandeln. 

James Atayi, Internationaler Menschenrechts- 
verein Bremen 
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